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MERZ   MITGLIED   IM   KOMPETENZTEAM 

Durch mehr Wachstum 
Absenkung der Staatsquote 

j^ionskanzlerkandidat 
Jtomund Stoiber hat den 
^«•sitzenden der CDU/ 
;;sU-Bundestagsfraktion, 
^'edrich Merz, als Mit- 

? Ied in sein Kompetenz- 
en, berufen. 

Der ausgewiesene Finan- 
zierte soll die Politikfel- 
er Haushalt  und  Steuern 
treten. Die Union könne 

stolz daraufsein, dass sie mit 
Merz eine Führungspersön- 
lichkeit für das Kompetenz- 
team gewonnen habe, „bei 
der finanzpolitische Brillanz 
und Denken in großen poli- 
tischen Zusammenhängen 
eine Einheit bilden", sagte 
Stoiber bei der Vorstellung 
am 21. Juni in Berlin. 

Fortsetzung Seite 2 

I N HALT 

HARTMUT   NASSAUER: 

Wir müssen die Ost- 
erweiterung offensiv zu 
unserem Thema machen. 

Bericht auf dem 
15. Parteitag der CDU 
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Leistung und Sicherheit. 
Regierungsprogramm 

2002-2006. 
Kurzfassung 



HEUTE   AKTUELL 

• Generalsekretär Lau- 
renz Meyer: Wir werden 
mit einem neuen Gesetz 
Zuwanderung   wirksam 
steuern und begrenzen 
(Seite  4)  •  Zuwande- 
rung: Amtliche Zahlen wi- 
derlegen   Innenminister 
Schily (Seite 5) • Jose 
Maria Aznar Lopez: In Eu- 
ropa   weht   ein   neuer 
Wind,    der   Wind    der 
reformfreudigen    Mitte. 
Aus der Rede des spani- 
schen Ministerpräsiden- 
ten auf dem 15. Partei- 
tag der CDU (Seite 8) • 
Generalsekretär      Lau- 
renz Meyer zu den Vor- 
schlägen der Hartz-Kom- 
mission (Seite 18) «Wir 
wollen etwas Neues be- 
ginnen.   Aus   den   Bei- 
trägen    zu    „Konzepte 
und Kompetenzen" der 
Mitglieder   in   Stoibers 
Kompetenzteam: Lothar 
Späth, Annette Schavan 
und Wolfgang Schäuble 
auf dem 15 Parteitag der 
CDU (Seite 20-29) 

UiOT/J Die vollständigen 
Reden zu „Konzepte und 

Kompetenzen" unter: 
www.cdu.de/pt-frank- 
furt/reden/reden.htm 
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1 KOMPETENZTEAM 

EDMUND  STOIBER: 

Drei Sofortmaßnahmen 
nach der Bundestagswahl 

ersatz unter 15 Prozent und 
den Spitzensteuersatz unter 

40 Prozent drücken werde- 
Auf diese Weise will die 
Union die Steuerzahler spür 
bar entlasten. Auch die Steu- 
erfreiheit für Veräußerung8' 
gewinne von Kapitalgesell' 
schatten gehöre auf den Pril 
stand, unterstrich Stoiber 
Hinzu komme eine grundle' 
gende Reform der Finanz!*' 
Ziehungen zwischen Bund- 
Ländern und Gemeinden m1 

dem Ziel einer höheren SteU' 
erautonomie für die Bundes 
länder. 

UD 

Fortsetzung von Seite 1 
Der von Schröder und Ei- 

chel präsentierte Haushalts- 
entwurffür 2003 - so Stoiber 
weiter - habe mit der Wirk- 
lichkeit nichts zu tun: Trau- 
rige Realität sei es, dass im 
laufenden Jahr „die Steuer- 
einnahmen von Bund, Län- 
dern und Gemeinden drama- 
tisch einbrechen". Zudem 
habe der Bund Länder und 
Kommunen „ausgeplün- 
dert", so dass viele Städte die 
Leistungen für die Bürger 
kürzen müssten. 

Angesichts dieser Ent- 
wicklung kündigte der Kanz- 
lerkandidat drei Sofortmaß- 
nahmen für die Zeit nach der 
Bundestagswahl an: 
• einen Kassensturz, 
• das Aussetzen der näch- 

sten Stufe der Ökosteuer 
• und eine große Steuerre- 

form fürden 1. Januar 2004. 
Der bayerische Minister- 

präsident kündigte an, dass 
eine unionsgeführte Bundes- 
regierung den Eingangssteu- 
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Angela Merkel: Wir 
werden Deutschland 
wieder nach vorne 

bringen 

Bundesfinanzminister 
Hans Eichel habe das Amt5' 
Verständnis eines Buchha1' 
ters, stellte die Parteivorsi'' 
zende Angela Merkel fcs. 
Diese Haltung reiche jedoC 
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KOMPETENZTEAM 

n'cht aus, um Wachstums- 
kräfte zu mobilisieren. Als 
e'nen der „größten Skan- 
dale" der rot-grünen Bun- 
desregierung bezeichnete 
Sle die finanzielle Schädi- 
gung der Länder und Kom- 
munen. Mit dem ordnungs- 
politischen Sachverstand 
^r Union werde es jedoch 
klingen, Deutschland wie- 
^i" nach vorne zu bringen. 

Konkret nannte Merz 
fünf Punkte 

Friedrich Merz hob her- 
v°r, dass er die Zuständig- 
st für die Finanzpolitik 

111 Kompetenzteam gerne 
Vernommen habe. Schließ- 
en handele es sich dabei um 

e'ne „Querschnittsaufgabe" 
^rch alle Politikbereiche. 
^°nkret nannte Merz fünf 

unkte, die die Union nach 
aern Regierungswechsel um- 
Setzen werde: 
* Zunächst müsse die neue 

undesregierung klar ma- 
Cnen, dass sie ohne Wenn 
id Aber zum europäischen 
tabilitäts- und Wachstums- 

pakt stehe. 
Außerdem sei die Absen- 

Ung der Staatsquote un ver- 
lchtbar. Dieses Ziel könne 
Ur erreicht werden, wenn 
eutschland   „aus   eigener 
raft wieder zu stetigem, 
Verhaften      Wirtschafts- 
wachstum" zurückfinde. 

FRIEDRICH   MERZ: 

Offenbarungseid 
rot-grüner 

Die Haushaltsplanungen 
der Bundesregierung für 
das kommende Jahr wer- 
fen mehr Fragen auf, als 
sie Antworten geben. Vor 
allem: Das Ziel, bis zum 
Jahre 2004 den Haushalt 
nahezu auszugleichen, 
liegt in weiter Ferne. 

Die Bundesregierung 
wird die Defizit-Ziele ihres 
Nationalen Stabilitätspro- 
gramms in diesem und im 
nächsten Jahr - und damit 
im dritten Jahr - deutlich 
verfehlen. Die EU-Kom- 
mission erwartet in ihrer 
Frühjahrsschätzung für die 
Bundesrepublik Deutsch- 
land in diesem Jahr ein Ge- 
samtstaatsdefizit von 2,8 % 
statt der von der Bundesre- 
gierung im Stabilitätspro- 
gramm versprochenen 2,0 
% und im nächsten Jahr 
von 2,1% statt 1,0%. 

• Mit Blick auf die Kom- 
munen kündigte Merz an, 
die Union werde die Gewer- 
besteuerumlage wieder auf 
das Niveau vor der rot-grü- 
nen Steuerreform senken. 
• Darüber hinaus will eine 
unionsgeführte Bundesre- 
gierung ab 2004 eine Reihe 
grundlegender     Reformen 

Finanzpolitik 

L 

In der Rentenpolitik 
leistet die Bundesregie- 
rung ihren Offenbarungs- 
eid. Trotz bereits einge- 
planter zusätzlicher Ein- 
nahmen aus der nächsten 
Ökosteuerstufe wird der 
Rentenversicherungsbei- 
trag ansteigen. Der Bun- 
deszuschuss wird bei über 
77 Mrd. Euro liegen und 
wird damit der größte Ein- 
zelposten im Bundesetat 
sein. Die Rentenpolitik 
dieser Bundesregierung 
ist damit zum Sprengsatz 
für den Bundeshaushalt 
geworden. 

Die beträchtliche Schief- 
lage zu Lasten der öffentli- 
chen Investitionen wird 
auch im nächsten Jahr nicht 
korrigiert, die Investitions- 
quote im Bundeshaushalt 
bleibt auf historisch niedri- 
gem Niveau. 

anpacken: Dazu gehöre ei- 
ne „grundlegende Steuerre- 
form mit dem Ziel einer ra- 
dikalen Vereinfachung des 
Steuersystems". 
• Schließlich soll in der 
nächsten Legislaturperiode 
eine Finanzverfassungsre- 
form auf den Weg gebracht 
werden. UD 
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1 ZUWÄNDERUNG 

GENERALSEKRETäR   LAURENZ   MEYER: 

Wir werden mit einem neuen Gesetz 
Zuwanderung steuern und begrenzen 

Zur Unterzeichnung des 
Zuwanderungsgesetzes 
durch Bundespräsident 
Johannes Rau erklärte der 
Generalsekretär: 

Die CDU nimmt zur 
Kenntnis, dass der Bundes- 
präsident das Zuwande- 
rungsgesetz der rot-grünen 
Bundesregierung durch sei- 
ne Unterschrift ausgefertigt 
hat und es im Bundesgesetz- 
blatt verkünden lässt. 

Die CDU hält an ihrer 
Rechtsauffassung fest, dass 
dieses Gesetz im Bundesrat 
nicht nach der Vorschrift des 
Artikels 51 Abs. 3 unserer 
Verfassung zustande ge- 
kommen ist. Artikel 82 Abs. 
1 des Grundgesetzes schreibt 
vor, dass nicht gültig zu- 
stande gekommene Gesetze 
vom Bundespräsidenten 
nicht unterzeichnet werden. 

Die unionsgeführten Län- 
der werden nunmehr die 
Rechtmäßigkeit des Zustan- 
deskommens des Zuwande- 
rungsgesetzes vom Bundes- 
verfassungsgericht überprü- 
fen lassen. 

Unabhängig von dieser 
Rechtsfrage lehnt die CDU 
das rot-grüne Zuwande- 
rungsgesetz aus inhaltlichen 
Gründen ab: 

• Das Gesetz führt nicht zur 
Begrenzung der Zuwande- 
rung, sondern hat eine Er- 
weiterung der Zuwanderung 
zur Folge. 
• Ausländer sollen die Er- 
laubnis erhalten, sich ohne 
konkretes Arbeitsplatzan- 
gebot und ohne Bedarfsprü- 
fung auf Dauer in Deutsch- 
land niederzulassen. Ange- 
sichts von rund vier Millio- 
nen Arbeitslosen besteht - 
von Spezialisten abgesehen 
- zurzeit kein Bedarf für 
weitere Zuwanderung nach 
Deutschland zu Lasten ein- 
heimischer Arbeitsloser. 

Integration hat 
Vorrang vor weiterer 

Zuwanderung 

• Das Gesetz trägt den Ge- 
sichtspunkten der Integra- 
tion nicht Rechnung. Vor- 

rang muss die Integration 
der hier lebenden Ausländer 
vor weiterer Zuwanderung 
haben. 
• Durch eine Fülle von Aus- 
nahmevorschriften soll der 
Nachzug von Kindern bi-s 

zum 18. Lebensjahr möglich 
sein. Die Pisa-Studie hatge- 
zeigt: Ein möglichst frühe' 
Spracherwerb ist unerläss- 
lich für eine sichere Zu- 
kunftsperspektive ausländi- 
scher Kinder in unserem 
Land. Das rot-grüne Gesetz 
erschwert die Integration 
statt sie zu fördern. 
• Das Gesetz sieht vor, das* 
illegal eingereiste Auslän- 
der alleine durch Zeitablau' 
ein Daueraufenthaltsrech1 

erwerben können. Dies wi- 
derspricht eklatant unsere' 
Rechtsordnung. 
• Das rot-grüne Gesetz we<' 
tet die Aufenthaltsrechte f& 
Flüchtlinge über die Stan- 
dards internationaler Ver- 
einbarungen hinaus aus. ß5 

setzt damit weitere Anreiz 
für Armutsflüchtlinge aUs 

aller Welt, nach Deutsch- 
land zu kommen. 

Die CDU ist immer dafüf 

eingetreten, dass Deutsch- 
land ein weltoffenes Land is(' 
Wir leisten für Menschen, d'e 
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ZUWANDERUNG' 

ERWIN   MARSCH EWSKI: 

Gang nach Karlsruhe unvermeidlich 
Zum weitern Verfahren 
nach der Unterzeichnung 
des Zuwanderungsgeset- 
zes durch Bundespräsi- 
dent Rau erklärte der 
innenpolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion: 

Sobald das Zuwande- 
rungsgesetz im Bundesge- 
setzblatt steht, wird die 
Union umgehend nach 
Karlsruhe gehen und die 
Verfassungsmäßigkeit des 
Zustandekommens durch 
das höchste deutsche Ge- 
richt überprüfen lassen. 
Hieran besteht kein Zwei- 

fel. Für die Union ist dieser 
Weg unausweichlich, weil 
wir das Votum des Bundes- 
rates über das Zuwande- 
rungsgesetz für verfas- 
sungswidrig halten. Bun- 
desratspräsident Wowereit 
hätte nach unserer Auffas- 
sung, die von allen nam- 
haften Verfassungsrecht- 
lern Deutschlands geteilt 
wird, das widersprüchliche 
Votum Brandenburgs 
nicht als Ja-Stimme werten 
dürfen. 

Das Zuwanderungsge- 
setz der Bundesregierung 
wird  eine unionsgeführte 

Bundesregierung auf jeden 
Fall so nicht akzeptieren. 
Beispielsweise nenne ich: 
• Gesetzesziel Zuzugsbe- 
grenzung • Arbeitsmarkt 
• Nichtstaatliche und ge- 
schlechtsspezifische Ver- 
folgung • Härtefallrege- 
lung • Kindernachzugs- 
alter • Asylbewerberlei- 
stungsgesetz • Integration. 

Mit großer Spannung 
erwarten wir, wann die zur 
Ausführung des Gesetzes 
erforderlichen Zustim- 
mungspflichtigen Rechts- 
verordnungen im Bundes- 
rat vorgelegt werden. 

aus anderen Ländern zu uns 
kommen, mehr als viele an- 
dere Staaten. Das soll auch in 
Zukunft so bleiben. 

Dies wird aber nur so 
"'eiben können, wenn es ge- 
lrigt, die Zuwanderung 

n&ch Deutschland auf ein 
verkraftbares Maß zu be- 
grenzen. 

Eine Bundesregierung 
^oiber wird das rot-grüne 
^uwanderungsgesetz um- 
gehend nach dem 22. Sep- 
ernber durch ein neues Ge- 

Setz ersetzen, das die Zu- 
wanderung in unser Land 
w'rksam steuert und be- 
§renzt. 

Amtliche Zahlen widerlegen 
Bundesinnenminister Schily 

Die Zuwanderung nach Deutschland ist sehr viel höher, als 
die Bundesregierung dies in der Auseinandersetzung um 
das Zuwanderungsgesetz angibt. Deshalb sind auch, wie 
amtliche Zahlen belegen, die Belastungen, die den Deut- 
schen für die Integration abverlangt werden, in Wirklich- 
keit höher: Allein im Jahr 2000 kamen 841.000 Menschen, 
davon rund 650.000 Ausländer nach Deutschland. 

Bundesinnenminister Schily macht eine ganz andere 
Rechnung auf: 100.000 Personen Nettozuwanderung im 
vergangenen Jahr und nur 86.000 im Jahr 2000. Professor 
Charlotte Höhn, Direktorin des Bundesinstituts für Bevöl- 
kerungsforschung beim Statistischen Bundesamt gibt Ed- 
mund Stoiber recht. Er habe sogar bei den 500.000 Zu- 
wanderern, von denen er spricht, mehr als die etwa 80.000 
Asylbewerber abgezogen. 
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1 PISA-ERGäNZUNGS S T U DIE 

EDMUND   STOIBER   UND   ANNETTE   SCHAVAN: 

Wir brauchen einen Qualitätspakt 
Bildung in den 16 Bundesländern 

Die nationale Pisa-Studie ist 
eine Bilanz über mehrere 
Jahrzehnte Bildungspolitik 
in 16 Ländern. In dieser Bi- 
lanz nehmen über alle drei 
untersuchten Kompetenz- 
bereiche die unionsregier- 
ten Länder Bayern, Baden- 
Württemberg und Sachsen 
die Spitzenplätze ein. Sozi- 
aldemokratische Länder 
stehen vor einem Desaster. 
Was ist zu tun? 
• Die dramatischen Lei- 
stungsunterschiede in 
Deutschland sind in hohem 
Maße besorgniserregend 
und dürfen nicht hingenom- 
men werden. Deshalb müs- 
sen rasch vergleichbare Bil- 
dungsstandards zwischen 
allen 16 Ländern für alle 
Schularten vereinbart 
werden. Deren Einhal- 
tung ist durch regel- 
mäßige länderüber- 
greifende Bildungs- 
vergleiche zu überprü- 
fen. In allen Bundes- 
ländern müssen Jahr- 
gangsstufentests und 
zentrale Abschluss- 
prüfungen mit ver- 
gleichbar hohem Ni- 
veau in allen Schular- 
ten eingeführt werden, 
die sich als wirksame 

Hilfe zur Standardbildung 
erwiesen haben. 
• In den unionsregierten 
Ländern ist die Integration 
besser gelungen. Das zeigt 
die Richtung an, in der För- 
derung und Integration aus- 
ländischer Jugendlicher mit 
Vorrang zu verbessern sind. 
Die Studie weist deutlich 
aus, dass hierbei der Abbau 
von Sprachbarrieren im 
Zentrum steht. Deshalb ist 
die Sprachförderung zum 
Abbau von Sprachbarrieren 
zwingend, um ausländi- 
schen Kindern und Jugend- 
lichen eine faire Chance in 
der Schule zu geben. 
• Insbesondere für jene so- 
zialdemokratisch regierten 
Länder, die in der jetzigen 

Deutschland 
gesamt 

Mittelwert 

Deutscher Durch- 
schnitt in der 
Internationalen 
Skala: 
484 Punkte 

Studie hohe soziale Dispa- 
ritäten aufweisen, gilt: Es 
muss mehr soziale Gerech- 
tigkeit im Blick auf Bil- 
dungsbeteiligung, Grund- 
bildungsstandard und die 
Verminderung der Risiko- 
gruppe geschaffen werden. 
• CDU und CSU treten für 
föderalen Wettbewerb ein. 
Der Grundgedanke eines 
Wettbewerbs um die besten 
Bildungskonzepte ist das 
Zukunftsmodell zur Qua- 
litätsverbesserung. Der Ver- 
such des Bundes, eine Ver- 
besserung des Bildungswe- 
sen in Deutschland durch 
mehr Bundeskompetenz zu 
bewirken, widerspricht den 
Entwicklungen z.B. in Ka- 
nada. Kanada ist ein gutes 

Lese- 
kom- 
petenz 

Bundesländer 

Bayern (510) 
Baden-Württemberg (S00) 

Sachsen (491) 
Rheinland-Pfalz (486) 
Saarland (484) 
Thüringen und NRW (482) 
Schleswig-Holstein (478) 
Hessen (476) 
Niedersachsen (474) 

- Mecklenburg-Vorpommern (467) 

Brandenburg (459) 
Sachsen-Anhalt (455) 

Bremen (448) 

6 • UID 20/2002 



PISA-ERGäNZUNGSSTUDIE 

Beispiel dafür, wie in einem 
föderalen System in den letz- 
ten Jahren erhebliche Lei- 
stungssteigerungen in den 
Provinzen durch den Wett- 
bewerb eben dieser Provin- 
zen erreicht werden konnte. 
» Die Vorschläge der Bun- 
desregierung, wonach päda- 
gogische Konzepte, der 
Fächerkanon, die Dauer der 
Schulpflichtzeit und Unter- 
richtsmaterial zentral vom 
Bund gesteuert und 
vereinheitlicht werden 
sollen, sind abwegig. 
Solcher Zentralismus 
schadet den Schulen. 
Unsere Schulen brau- 
chen mehr Selbststän- 
digkeit. Zugleich müs- 
sen die SPD-Länder 
endlich bereit sein, 
Zentrale Abschluss- 
Prüfungen und län- 
derübergreifende Bil- 
dungsvergleiche ein- 
zuführen. 
* Die nationale Pisa- 
Studie gibt keinen Hin- 
weis darauf, dass 
Ganztagesschulen ge- 
nerell zu einer Verbes- 
serung der Qualität bei- 
lragen. Der Ausbau 
v°n Ganztagesschulen 
Ur"d Ganztagesangebo- 
ten durch die Länder 
^uss daher bedarfsori- 
entiert und in Abstim- 
mung mit den Kom- 
munen ausgedehnt 
Werden. 

• Die 16 Länder sind aufge- 
fordert zu einem umfassenden 
Qualitätspakt, der in allen 
16 Ländern die Zukunft- 
schancenjunger Menschen si- 
chert. Ziele müssen sein: Lei- 
stung fordern - Lernen för- 
dern - Orientierung vermit- 
teln-Selbstvertrauen stärken. 
• Die pädagogische Arbeit 
unserer Lehrerinnen und 
Lehrer an über 44.000 Schu- 
len in Deutschland braucht 

Deutschland 
gesamt 

Deutscher Durch- 
schnitt In der 
Internationalen 
Skala: 
490 Punkte 

Mittelwert 

Mathe- 
matik 

Deutschland 
gesamt 

Mittelwert 

Deutscher Durch- 
schnitt in der 
Internationalen 
Skala: 
487 Punkte 

Natur- 
wissen- 
schaften 

Respekt, Autorität und Un- 
terstützung in den Familien. 
• Das Ziel aller 16 Länder 
muss sein, besser zu werden 
im Blick auf eine überzeu- 
gende Position im interna- 
tionalen Wettbewerb. Hier- 
zu ist zunächst innerhalb 
Deutschlands Maß zu neh- 
men an jenen, die bereits 
überzeugende Konzepte und 
eine gute Ausgangsposition 
erreicht haben. 

Bundeslander 

Bayern (516) 
Baden-Württemberg (512) 

Sachsen (501) 

Thüringen (493) 
Schleswig-Holstein (490) 

Rheinland-Pfalz (488) 
Saarland (487) 
Hessen (486) 
Mecklenburg-Vorpommern (484) 
Nordrhein-Westfalen (480) 
Niedersachsen (478) 
Sachsen-Anhalt (477) 
Brandenburg (472) 
Bremen (452) 

Bundeslander 

Bayern (508) 

aden-worttemberg (505) 
Sachsen (499) 

/, Thüringen (495) 
^-Rheinland-Pfalz (489) 

Schleswig-Holstein (486) 
Saarland (485) 
Hessen (481) 

N>Mecklenburg-Vorp. u. NRW (478) 

fcNNiedersachsen (476) 
Sachsen-Anhalt (471) 
Brandenburg (470) 

Bremen (461) 
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1 1 5 . PARTEITAG 

JOSE MARIA AZNAR LOPEZ: 

In Europa weht ein neuer Wind, 
der Wind der reformfreudigen Mitte 

Liebe Freundinnen und 
Freunde der CDU! Es ist 
mir eine Ehre und eine 
große Freude, auf diesem 
Parteitag zu Ihnen zu spre- 
chen. Die CDU hat sich wie 
kaum eine andere Partei 
um Demokratie und Frei- 
heit in Deutschland und 
Europa verdient gemacht. 
Als Demokrat, als Verfech- 
ter der Freiheit und als Eu- 
ropäer fühle ich mich an 
diesem Rednerpult der 
CDU wie zu Hause. 

Europa erlebt einen der 
bewegendsten Augenblicke 
in seiner Geschichte. Der 
weltweite Wandlungspro- 
zess im Zeitalter der Globa- 
lisierung stellt Europa vor 
eine der wichtigsten Wei- 
chenstellungen. Uns Eu- 
ropäern bietet sich erneut 
die Chance, die Zukunft für 
uns zu gewinnen und wieder 
eine Führungsposition zu 
erlangen. Jetzt brauchen wir 
Selbstvertrauen. Jetzt müs- 
sen sich die Deutschen, die 
Spanier und alle Europäer 
der Herausforderung stel- 
len, ihr Vertrauen in die 
Freiheit zu setzen und das 
schöpferische Potenzial ih- 
rer Gesellschaften auszu- 
nutzen. 

Aus der Rede des 
spanischen Minister- 

präsidenten und Präsi- 
denten des Rats der 
Europäischen Union, 

Jose Maria Aznar Lopez, 
auf dem 15. Parteitag 
der CDU in Frankfurt 
am Main am 17. Juni 

Die Zeiten, in denen un- 
sere Bürger einen Staat ver- 
langten, der immer als Be- 
schützer interveniert und da- 
bei ungeniert in alle Sphären 
des Lebens der Menschen 
vordringt, sind vorbei. 

Den Wettbewerb in 
einer globalisierten 

Welt bestehen 

Die alten Modelle der eu- 
ropäischen Sozialdemokratie 
greifen heute zu kurz, um die 
Herausforderungen der Zu- 
kunft erfolgreich zu bewälti- 
gen. Die Deutschen und die 
Europäer im 21. Jahrhundert 
müssen Reformen vorantrei- 
ben, die uns in die Lage ver- 
setzenden Wettbewerb in ei- 
ner globalisierten Welt mit 
Erfolg zu bestehen. Für uns 

Europäer ist es unabdingbar, 
dass Deutschland, der wich- 
tige Motor der europäischen 
Wirtschaft, eine neue Spritze 
und einen neuen politischen 
Kraftstoff erhält, um Fort- 
schritt sowie Beschäftigung 
zu schaffen und das Ver- 
trauen des ganzen europäi- 
schen Kontinents zu erhalten- 

Ich weiß sehr genau, dass 
die Politik, die Beschäfti- 
gung und Wohlstand schafft- 
nur diejenige  Politik  sein 
kann, die die Quellen für Ar- 
beitsplätze   und   Reichtum 
ungehindert sprudeln lässt- 
Die     Menschen     müssen 
spüren, dass ihr Unterneh- 
mergeist ein Gut ist, das wir 
Politiker nicht zu verschleu- 
dern bereit sind. Unser poli- 
tisches   Vorhaben   gründet 
auf einer tiefen Überzeu- 
gung, nämlich darauf, dass 
die beste Sozialpolitik eine 
Politik ist, die Arbeit, Si- 
cherheit und mehr soziale 
Gerechtigkeit für die Bürger 
schafft, und dass das größt- 
mögliche Maß an Solidarität 
mit der Beschäftigung und 
der Sicherheit zusammen- 
hängt. Ohne Reformen g'Dt 

es    keine    Beschäftigung- 
Wohlstand ist von dem Er- 
folg der Reformen abhängig- 

8 • UID 20/2002 



15.   PARTEITAG 

Liebe Freunde, ich habe 
schon zu Beginn gesagt, 
dass ich heute auch über die 
Einheit sprechen will. Die 
CDU und die spanische 
Partido Popular sind im Eu- 
ropäischen Parlament poli- 
tisch zusammengeschlos- 
sen. Unsere solide Einheit 
'm Rahmen der Europäi- 
schen Volkspartei ist der 
Garant dafür, dass die politi- 
sche Sprache und das politi- 
sche Projekt unserer Frak- 
tion das einzige ernsthafte 
und wirklich europäische 
Konzept bieten, das in der 
Lage ist, in den europäi- 
schen Institutionen Führung 
Zu übernehmen. 

Wir teilen gemeinsame 
Werte und Prinzipien 

WennwirvonderEinheit 
ln der europäischen Volks- 
Partei sprechen, dann tun wir 
^as in dem Wissen, dass un- 
sere   größte   Kraft   genau 

darin liegt, dass wir eine 
gemeinsame Wertegemein- 
schaft und gemeinsame 
Prinzipien teilen. Von dieser 
Stelle aus möchte ich die ge- 
samte Fraktion und insbe- 
sondere meinen Freund 
Hans-Gert Pöttering dazu 
beglückwünschen, dass sie 
das Grundverständnis zwi- 
schen Spanien und Deutsch- 
land immer wieder mit Ge- 
schick zu lenken wussten. 

Das Verständnis zwi- 
schen Spaniern und Deut- 
schen in der Europäischen 
Volkspartei ist grundle- 
gend, um die Debatte über 
die Zukunft des neuen Euro- 
pas gemeinsam zu gestalten. 

Wenn die politischen 
Kräfte von CDU und Partido 
Popular die Zukunft Euro- 
pas gemeinsam vorantrei- 
ben wollen, dann dürfen wir 
nicht aufhören, ganz eng an 
der Verwirklichung einer 
bestimmten Realität zu ar- 
beiten, und zwar an Proble- 
men der Menschen zu arbei- 

ten, die heute in Europa ganz 
anders sind als noch vor ei- 
nigen Jahren. 

Wir in Spanien wissen, 
wie hoch der Preis fürein Le- 
ben in Demokratie und Frei- 
heit ist. Wir wissen, dass De- 
mokratie und Freiheit keine 
Errungenschaften sind, die 
ewig halten, sondern dass 
gerade ihr Bestand von allen 
Demokraten permanente 
Einsatzbereitschaft zu ihrer 
Verteidigung verlangt. 

Liebe Freundinnen, liebe 
Freunde, liebe Angela, lie- 
ber Edmunci, ihr wisst besser 
als jeder andere, dass in Eu- 
ropa ein neuer Wind weht. 
Vor sechs Jahren nun streifte 
die sanfte Brise, der leichte 
Wind der reformfreudigen 
Mitte Spanien. Danach folg- 
ten Veränderungen in Öster- 
reich, Italien und Dänemark, 
danach in Portugal, in den 
Niederlanden und jetzt in 
Frankreich. 

Jetzt seid ihr dran! 

Dir, lieber Edmund, dir, 
liebe Angela, liebe Freun- 
dinnen und Freunde der 
CDU, ihr habt die Verant- 
wortung und ihr habt auch 
die Chance. Ich wünsche 
euch viel Glück. Ich möchte 
euch sagen, dass ihr bei die- 
ser Aufgabe immer die Part- 
ido Popular auf eurer Seite 
haben werdet. UD 
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HARTMUT   NASSAUER: 

Wir müssen die Osterweiterung 
offensiv zu unserem Thema machen 

Ich muss Ihnen berichten, 
dass nach vier Jahren rot- 
grüner Regierung in der 
Bundesrepublik Deutsch- 
land unser Land in der Eu- 
ropäischen Union deutlich 
an Boden verloren hat. Die 
EU-Mitgliedstaaten ha- 
ben in den vergangenen 
vier Jahren erstmals einen 
deutschen Kanzler kennen 
gelernt, der das Poltern 
zum Prinzip seiner Politik 
erhoben hat. Sie werden 
sich unschwer vorstellen 
können, dass deutsches 
Poltern in Brüssel wenig 
Aussicht auf Erfolg hat. 
Mit deutscher Polterei in 
Europa sind unsere Inter- 
essen noch nie gut vertre- 
ten worden. Das wissen wir 
seit Wilhelm II. 

Auch diesmal hatte das 
Vorgehen des Bundeskanz- 
lers Schröder keinen Erfolg. 
Es fing damit an, dass er sich 
mit den Franzosen anlegte. 
Er hat viel Porzellan im 
deutsch-französischen La- 
den zerdeppert, das, so hof- 
fen wir, in Zukunft wieder 
aufgebaut werden kann. Ins- 
gesamt hat dies dazu geführt, 
dass unser prägender Ein- 
fluss auf die europäische Ent- 
wicklung verloren gegangen 

Bericht des Vor- 
sitzenden der 

CDU/CSU-Gruppe 

der EVP-Fraktion des 
Europäischen Parla- 
ments auf dem 15. 

Parteitag der CDU in 
Frankfurt am Main 

am 18. Juni 

ist, weil bei den anderen Mit- 
gliedstaaten das Gefühl ent- 
stand, die Deutschen wüss- 
ten nicht mehr abzuwägen 
zwischen ihren eigenen In- 
teressen und dem europäi- 
schen Gemeinwohl. Früher 
konnten die Deutschen ihr 
Interesse und das europäi- 
sche Wohl in Balance brin- 
gen. Das hatten viele vom 
Bundeskanzler Kohl gelernt. 
Jetzt scheinen sich alle in der 
Wagenburg ihrer nationalen 
Interessen einzumauern. 
Deshalb stockt der europäi- 

sche Fortschritt. Das war am 
Beispiel von Nizza deutlich 
zu sehen. 

Der Vertrag von Nizza 
hat Europa im Kern nicht 
nach vorne gebracht. Des- 
wegen müssen jetzt Versu- 
che unternommen werden, 
im Konvent möglichst bald 
zu einer Lösung zu kommen. 
Aber dahinter steht, dass es 
in der europäischen Politik 
keinen Staatsmann von 
Rang mehr gibt, der in einer 
Problernsituation die eu- 
ropäische Fahne in die Hand 
nimmt und sowohl einen 
Ausgleich der nationalen In- 
teressen als auch die Beför- 
derung des europäischen In- 
teresses versucht. 

Dass die Deutschen in 
Europa an Boden verloren 
haben, ist allerdings bedau- 
erlicherweise auch eine in 
Zahlen erfassbare Bilanz- 
Beim Wirtschaftswachstum 
liegen wir bekanntlich deut- 
lich zurück. Im Jahre 2001 
war der EU-Durchschnitt 
1.6 Prozent, bei uns waren es 
gerade 0,6 Prozent. In die- 
sem Jahr, 2002, werden der 
EU 1,4 Prozent vorausge- 
sagt, wir hinken mit progno- 
stizierten 0,9 Prozent deut- 
lich zurück, ganz zu schwei- 
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gen von den Vereinigten 
Staaten von Amerika, die 
2,3 Prozent Wirtschafts- 
wachstum erwarten dürfen. 

Das bedeutet: Ohne 
Deutschland wäre das 
Wachstum in Europa höher. 
Nach nur vier Jahren rot- 
grüner Politik ist Deutsch- 
land nicht mehr Wachs- 
tumsmotor in Europa, son- 
dern Wachstumsbremse. 
Das heißt, dass das rot-grüne 
Projekt in Deutschland auch 
die anderen Europäer teuer 
zu stehen kommt. Das haben 
sie glücklicherweise ge- 
merkt. Deswegen haben sie 
sich inzwischen reihen- 
weise von linken Regierun- 
gen in Europa verabschie- 
det: in Österreich, in Italien, 
'n Portugal, in den Nieder- 
landen und in Dänemark, 
und, meine Damen und Her- 
ren, es gibt guten Grund zu 
der Annahme, dass der ent- 
scheidende Schritt der Ver- 
absc h iedung der rot-grünen 
Regierung auch hier bei uns 
'n Deutschland am 22. Sep- 
tember bevorsteht. 

Auch bei den 
Haushaltsdefiziten am 

Tabellenende 

Auch die deutsche Fis- 
kalpolitik hat trotz ihres 
^Paranspruchs ihrer quali- 
tativen Ausrichtung wegen 
den        Wachstumsprozess 

eben nicht positiv beein- 
flusst. Es gibt eine Studie des 
Zentrums für europäische 
Wirtschaftsforschung, die 
darlegt, dass der deutsche 
Sparkurs im Wesentlichen 
in der Kürzung investiver 
Ausgaben bei gleichzeitiger 
Erhöhung der Einnahmen 
besteht. Das heißt, dass die 
konsumptiven Staatsausga- 
ben, die Sozialausgaben und 
die Personalausgaben ver- 
schont geblieben sind. Es 
gibt hinreichend Analysen 
auf der Basis von Länder- 
vergleichen, die belegen, 
dass eine Konsolidierung 
auf dieser Grundlage einen 
dauerhaften Konsolidie- 
rungserfolg nicht erbringt. 
Das sieht man an dem Ver- 
gleich der Zahlen des Haus- 
haltsdefizits in Europa. 
Auch da sind wir in der Eu- 
ropäischen Union am Tabel- 
lenende. Im Jahre 2001 be- 
trug der europäische Durch- 
schnitt minus 1,3 Prozent, in 
Deutschland minus 2,7 Pro- 
zent, nur die Portugiesen 
waren mit 2,4 Prozent etwa 
in unserer Nähe. Fürdas Jahr 
2002 sehen die Voraussagen 
nicht wesentlich günstiger 
aus: EU-Durchschnitt 1,4 
Prozent, wir werden mit 2,3 
Prozent geschätzt, und die 
Portugiesen werden uns, so 
scheint es, mit 2,5 Prozent 
geringfügig überholen. 

Andere   Länder   erwirt- 
schaften  Überschüsse.  Die 

L 

Niederländer, Österreich, die 
Finnen, die Luxemburger, 
die Iren erwirtschaften Haus- 
haltsüberschüsse, während 
wir beim Defizit am Tabel- 
lenende rangieren-nach vier 
Jahren rot-grüner Politik. Ein 
weiteres Argument dafür, 
dass sich dies ändern muss. 

Für die Kommission 
ein alarmierendes Sig- 

nal 

Übrigens erwartet die 
Kommission ebenso wie die 
OECD für das Jahr 2002 in 
Deutschland ein Defizit von 
2,8 Prozent. Herr Eichel 
hatte im Jahr 2001 1,5 Pro- 
zent prognostiziert und war 
dann bei 2,7 Prozent gelan- 
det. Nicht zuletzt diese Dif- 
ferenz war für die Kommis- 
sion ein Anlass für den 
blauen Brief. Diese starke 
Abweichung war für die 
Kommission ein alarmie- 
rendes Signal, das unter 
Aufbieten unsittlicher An- 
strengungen gestoppt wor- 
den ist. Hans-Gert Pöttering 
hat es in zutreffender Weise 
geschildert. 

Also, das Markenzeichen 
für Deutschland in Europa 
sind gegenwärtig der blaue 
Brief und die rote Laterne - 
dies alles dank Rot-Grün. 
Das darf nicht so bleiben, 
das muss sich ändern, und 
das kann sich auch ändern. 
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Es muss sich deswegen än- 
dern, weil bei uns auch die 
Arbeitslosigkeit höher liegt 
als im EU-Durchschnitt, 
deutlich höher als in den 
Vereinigten Staaten von 
Amerika, ja, selbst höher als 
in Japan. 

Die Ankündigung, die 
Politik in den neuen Ländern 
und die Bekämpfung der Ar- 
beitslosigkeit zur Chefsache 
zu machen, ist heute schon 
vielfach zitiert worden. Wir 
haben diese Ankündigung 
inzwischen als Drohung 
identifiziert, nicht als Ver- 
sprechen, wie sie daher kam. 
Wir können unter diesen 
Umständen nur froh sein, 
dass der Bundeskanzler dar- 
auf verzichtet hat, die Euro- 
papolitik zur Chefsache zu 
machen. Das gibt uns wenig- 
stens die Chance, es noch ein- 
mal im Guten zu versuchen 
und es besser zu machen. 

Auch mit der Höhe 
unserer Sozialbeiträge 

ganz vorn 

Ein wesentlicher Brems- 
klotz unserer Wirtschaftsent- 
wicklung ist die wiederum 
überdurchschnittlich große 
Höhe unserer Sozialbeiträge. 
Wir liegen mit rund 19 Pro- 
zent des Bruttoinlandspro- 
dukts an der Spitze in der Eu- 
ropäischen Union und natür- 
lich deutlich über dem EU- 

Durchschnitt. Es gibt eine 
ziemlich unverdächtige 
Kommentatorin dieser Ent- 
wicklung. Das ist die soziali- 
stische Kommissarin für So- 
ziales in der Europäischen 
Kommission. Die hat den 
Deutschen - der ihr befreun- 
deten Regierung - ins 
Stammbuch geschrieben: 
Das Reformtempo im 
Steuer- und Sozialsystem 
müsse deutlich erhöht wer- 
den, und dann: Unter den ge- 
gebenen Bedingungen ist das 
größte Land im Euroraum 
nicht attraktiv für Investoren. 
-Das müssen wir ändern und 
das kann sich ändern. 

In der Tabelle des eu- 
ropäischen Wirtschaftens 
stehen wir auf einem Ab- 
stiegsplatz, aber das ist kein 
Naturgesetz. Das hat es in 
der Vergangenheit auch 
nicht gegeben, das ist auch 
keine Folge unserer Export- 
abhängigkeit, wie der Bun- 
deskanzler uns einreden 
will. Im ersten Quartal die- 
ses Jahres sind die Aus- 
landsbestellungen um 3,1 
Prozent gestiegen, aller- 
dings vom Rückgang der In- 
landsaufträge um 2,6 Pro- 
zent aufgefressen worden. 
Das ist die Ursache dafür, 
dass sich die erhoffte Kon- 
junkturerholung im 1. Quar- 
tal dieses Jahres im Auf- 
tragseingang der deutschen 
Unternehmen nicht wider- 
spiegelt. Die Ursachen dafür 

liegen nicht im Export oder 
der Situation der Vereinig- 
ten Staaten. Sie sind hausge- 
macht. Bei uns sind sie zu su- 
chen, und bei uns sind die 
Probleme zu lösen. 

Natürlich haben die 
Deutschen die Möglichkeit, 
wieder zum Motor und auch 
zum wirtschaftlichen Motor 
Europas zu werden. Unser 
Programm „3 x 40" bietet 
den richtigen Hinweis. 
Niedrigere Steuern, stabile 
Sozialversicherungsbeiträ- 
ge und einen sparsamen 
Staat brauchen wir. Das 
zeigt den Weg, der uns auch 
in der Europäischen Union 
wieder nach vorne bringen 
wird. 

Die EU braucht 
ein selbstbewusstes 

Deutschland 

Die Europäische Union 
braucht aber nicht nur ein 
wirtschaftlich starkes, son- 
dern sie braucht auch ein 
selbstbewusstes Deutsch- 
land, ein Deutschland, das 
vom europäischen Geist ge- 
tragen ist, in einer Zeit, in der 
der Charakter politischer 
Entscheidungen auf der EU- 
Ebene mehr und mehr die 
Qualität von Innenpolitik 
einnimmt und dementspre- 
chend eben auch, wie das in 
der Innenpolitik üblich ist, 
gelegentlich kritischer Be- 
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trachtung unterzogen wer- 
den muss. 

Wir haben uns in der Eu- 
ropäischen Union dazu ent- 
schieden, den Aufbau von 
Behörden der Palästinenser 
finanziell zu unterstützen. 
Das ist, denke ich, ein sinn- 
voller Beitrag bei dem Ver- 
such einer Konfliktlösung 
im Nahen Osten, der uns alle 
interessiert, der uns nahe 
geht. Ob dieses Ziel durch 
die Aufnahme mutmaßli- 
cher palästinensischer Ter- 
roristen in die Europäische 
Union gefördert wird, finde 
ich ganz außerordentlich 
zweifelhaft. 

Warum Zustimmung 
zur Aufnahme dieser 

Terroristen? 

Entschieden hat dies der 
Europäische Rat, nicht etwa 
die Europäische Kommis- 
sion. Der Rat hat es einstim- 
mig entschieden und damit 
auch mit Zustimmung des 
deutschen Rats Vertreters, 
deswegen möchte ich ein- 
mal wissen, ob dem deut- 
Schen Ratsvertreter die Iden- 
tität dieser mutmaßlichen 
Terroristen und das, was ih- 
nen vorgeworfen wird, vor- 
her bekannt war und, wenn 
Ja> warum er dann der Auf- 
nahme dieser Terroristen zu- 
§estimmt hat. Werden sie 
nun zur Verantwortung ge- 

zogen oder, wenn solche 
Vorwürfe nicht bekannt ge- 
wesen sein sollten - was ich 
bezweifle , wie gedenkt man 
jetzt zu reagieren, nachdem 
eine Reihe von Personen 
Aufnahme in der Europäi- 
schen Union gefunden hat, 
die schlimmster Verbrechen 
beschuldigt werden? Wer- 
den die nun zur Verantwor- 
tung, zur Rechenschaft ge- 
zogen oder nicht? 

Dass die Europäische 
Kommission die palästinen- 
sische Autonomiebehörde 
mit einer monatlichen Pau- 
schale von 10 Millionen 
Euro fördert, gehört sicher- 
lich zum Zweifelhaftesten, 
was sich die Kommission je- 
mals ausgedacht hat. Es gibt 
überzeugende Hinweise 
dafür, dass Arafat die Fami- 
lien von Selbstmordattentä- 
tern persönlich unterstützt. 
Wenn Sie sich vergegen- 
wärtigen, dass es hier nicht 
nur um europäische, son- 
dern auch um deutsche Steu- 
ergelder geht, dann muss 
man sagen: Dies ist skan- 
dalös und unverantwortlich. 

Bei aller Bereitschaft, 
den Palästinensern zu hel- 
fen, einen eigenen Staat zu 
errichten, um damit einen 
Beitrag zum Frieden im Na- 
hen Osten zu leisten: Ohne 
einen lückenlosen Nach- 
weis über die Verwendung 
dieser Pauschalzahlungen 
werden die Unionsabgeord- 

neten im Haushaltsaus- 
schuss des Europäischen 
Parlaments einer Verlänge- 
rung dieser Zahlung ihre Zu- 
stimmung verweigern. 

Das große Thema auf der 
europäischen Tagesord- 
nung ist zweifellos die Er- 
weiterung. Es ist unbestrit- 
ten die historische Chance 
unserer Generation. Wir ha- 
ben die Chance, die Einheit 
Europas zu vollenden, Eu- 
ropa wieder zu vereinigen. 
Wir werden darüber, wie wir 
mit dieser Chance umgegan- 
gen sind, Rechenschaft ab- 
zulegen haben. Ich glaube, 
das ist unter uns unstreitig. 

Wir müssen die Vorteile 
der Erweiterung zeigen 

Weniger klar ist, in wel- 
chem Umfang wir bereits 
jetzt wirtschafte- und han- 
delspolitische Vorteile aus 
der Erweiterung ziehen. Es 
ist nicht zuletzt eine Sache 
der CDU und CSU, diese 
Vorteile in den Vordergrund 
der Diskussion zu rücken. 
Deutschland liegt so nahe an 
den neuen Wirtschaftsmärk- 
ten und Produktions- und In- 
vestitionsstandorten Mittel- 
und Osteuropas wie keine 
andere Industrienation. 
Schon in 2000 hat sich das 
Handelsvolumen mit den 
Kandidatenländern mit über 
200  Mrd.  DM  gegenüber 
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1995 verdoppelt und damit 
das mit den USA überholt. 

Schon heute sichert der 
Handel mit den Beitrittskan- 
didaten jeden zehnten ex- 
portbedingten Arbeitsplatz 
in Deutschland. Das bedeu- 
tet einen direkten Beschäfti- 
gungsgewinn von 60.000 
Arbeitsplätzen in der Eu- 
ropäischen Union, davon 
44.000 in Deutschland; 
nicht gerechnet indirekte 
Beschäftigungseffekte. Bei 
fortgesetztem Wirtschafts- 
wachstum in den Beitritts- 
ländern werden der Import 
von Investitions- und Kon- 
sumgütern aus Deutschland 
und damit die Beschäfti- 
gungseffekte bei uns weiter 
steigen. Das heißt: Die wirt- 
schaftspolitischen Vorteile 
der Erweiterung werden die 
denkbaren Belastungen 
übersteigen. Deswegen sind 
CDU und CSU wie keine an- 
dere Partei gefordert, die Er- 
weiterung offensiv zu ihrem 
Thema zu machen. 

Gegen eine agrar- 
politische Zweiklassen- 

gesellschaft 

Nun hat der Bundeskanz- 
ler erneut zum Mittel des 
Polterns gegriffen und der 
Europäischen Kommission 
vorgehalten, er könne sich 
mit den Direktbeihilfen für 
Landwirte in den Beitritts- 

ländern nicht einverstanden 
erklären. Es ist richtig, dass 
in der Agenda 2000 diese so 
genannten Direktbeihilfen 
nicht ausdrücklich erwähnt 
sind. Aber ebenso klar ist, 
dass die Direktbeihilfen 
zum acquis communautaire 
gehören, zu dem, was in der 
Europäischen Union rech- 
tens ist. Wir werden es nicht 
schaffen - und es wäre ganz 
falsch -, in einem erweiter- 
ten Europa eine agrarpoliti- 
sche Zweiklassengesell- 
schaft einzuführen. 

Bis zum Jahre 2006 ist 
die Erweiterung finanziert, 
auch mit dem Start der Di- 
rektbeihilfen. Danach müs- 
sen neue Lösungen gefun- 
den werden, die auch unsere 
Situation als größter Netto- 
zahler berücksichtigen. Da- 
ran besteht kein Zweifel. Da 
die neue Lösung nur ein- 
stimmig gefunden werden 
kann, gibt es nicht den ge- 
ringsten Grund, jetzt die 
Lösung eines Problems zu 
verlangen, die im Jahre 
2006 ansteht. Deswegen, 
meine Damen und Herren: 
Wer jetzt auf diese Bremse 
tritt, setzt sich unweigerlich 
dem Verdacht aus, die Er- 
weiterung verzögern zu 
wollen. Das liegt nicht im 
deutschen Interesse. Schon 
gar nicht liegt es in unserem 
Interesse, dass wir dafür 
verantwortlich gemacht 
werden. 

Wir werden im Zusam- 
menhang mit der Erwei- 
terung noch genügend 
Probleme zu lösen haben. 
Die wirklich gewichtigen 
und schwierigen Kapitel - 
Agrarstruktur, Haushalt und 
auch Institutionelles - ste- 
hen noch aus. Zwischen- 
durch lauern allerlei Un- 
tiefen auf den Erweiterungs- 
feldern. 

Die Benes-Dekrete be- 
treffen nicht nur die 

Deutschen 

Die Tschechen haben ein 
neues Parlament gewählt 
und sie werden eine neue 
Regierung bekommen. Der 
Streit um die Benes-Dekrete 
ist weder die reaktionäre 
Spielwiese einiger weniger 
noch betrifft er nur die Deut- 
schen. Es geht hier um die 
Geltung fundamentaler 
Rechtsprinzipien in einer 
Gemeinschaft wie der Eu- 
ropäischen Union, die aus- 
schließlich von der Bin- 
dungswirkung des Rechts 
zusammengehalten wird. 

Die Frage betrifft also kei- 
neswegs nur die Deutschen 
oder bilateral Deutschland 
und Tschechien, sondern sie 
betrifft die gesamte Union. 

Das setzt sich in der Dis- 
kussion der Europäischen 
Union dankenswerterweise 
auch langsam durch, wenn- 
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gleich einzuräumen ist, dass 
nicht allein unsere Bemüh- 
ungen, dieser Frage den an- 
gemessen Rang zu verschaf- 
fen, zu diesem Ergebnis ge- 
führt haben. Wir hatten 
wichtige Verbündete wie 
den ehemaligen tschechi- 
schen Ministerpräsidenten 
Zeman, der mit seiner un- 
säglichen Erklärung von den 
Sudetendeutschen als 5. Ko- 
lonne Hitlers dieses Thema 
erneut in das Bewusstsein 
gehoben hat, oder den ehe- 
maligen Parlamentspräsi- 
denten Klaus, der gefordert 
hat, die Benes-Dekrete in 
den EU-Rechtsbestand auf- 
zunehmen. 

Diese Dekrete, die parti- 
ell noch immer angewendet 
Werden, rechtfertigen Ver- 
treibung, Entrechtung, Aus- 
bürgerung von Deutschen 
und Ungarn, und sie stellen 
schlimme Massaker an 
Deutschen nicht nur straf- 
frei, sondern sie erklären sie 
bis heute für rechtmäßig, 
öaran hat sich nichts geän- 
dert. Deswegen sind diese 
Dekrete weder mit Völker- 
recht noch mit EU-Prinzi- 
Pien zu vereinbaren. Des- 
halb sage ich: Wir wollen die 
Tschechen in der Europäi- 
schen Union, aber nicht die 
Öenes-Dekrete. 

Eines der wichtigsten 
Themen, über die in der Eu- 
ropäischen Union gegen- 
wärtig im Rahmen des Ge- 

setzgebungsprozesses zu- 
nehmend gestritten wird, 
betrifft Einwanderung und 
Asyl. Die Kernfragen sind 
leicht beantwortet. Wir ste- 
hen zum Asyl für politisch 
Verfolgte. Das ist eine Frage 
der Humanität. Wir denken 
über Einwanderung nach 
unter dem Gesichtspunkt 
der Arbeitsmarktsituation, 
möglicherweise auch unter 
dem Gesichtspunkt der 
Überalterung unserer Be- 
völkerung. 

Wir brauchen 
Lösungen bei Asyl und 

Einwanderung 

Im Kern kommt es darauf 
an, auf diesen Feldern der 
Asylpolitik und der Einwan- 
derung Lösungen in Europa 
zu finden, die sachlich ange- 
messen sind und die akzep- 
tiert werden. Denn diese Lö- 
sungen entscheiden nicht 
nur über Einwanderungs- 
quoten und Asylverfahren, 
sondern auch über den inne- 
ren Frieden in der Union. 

Die Felder sind seit dem 
Amsterdamer Vertrag ver- 
gemeinschaftet. Es gibt ei- 
nen sozialistischen Kom- 
missar Vitorino aus Portu- 
gal. Er möchte der Vater des 
europäischen Asylrechts 
werden. Das ist schon des- 
wegen problematisch, weil 
es in Portugal zum Beispiel 

im vergangenen Jahr nur 
159 Asylanträge gegeben 
hat. Daraus folgt, dass Herr 
Vitorino zu diesem Thema 
eine ganz andere Haltung 
hat als beispielsweise wir. 

Herr Vitorino hat Gesetz- 
entwürfe zum Asyl vorge- 
legt, die die bewährten In- 
strumente bei uns - also die 
Drittstaatenregelung, die 
Herkunftsstaatenregelung 
und das Flughafenmodell - 
praktisch aushebeln. Die 
Grundlagen des deutschen 
Asylkompromisses, die der 
Grund dafür waren, dass die 
Asylbewerberzahl von 
450.000 auf unter 100.000 
gesunken ist, sollen prak- 
tisch aufgegeben werden. 

Der zweite Punkt ist in 
diesem Zusammenhang der 
Familiennachzug. Der her- 
kömmliche Familienbegriff 
wird in den Vitorino-Ent- 
würfen praktisch aufgege- 
ben. Nachzugsansprüche 
gibt es nicht nur für die Kern- 
familie, sondern auch für 
volljährige Kinder und für 
Verwandte in auf- und ab- 
steigender Linie - natürlich 
unterschiedslos für verheira- 
tete, unverheiratete und 
gleichgeschlechtliche Paare. 

Nun lohnt es sich, die 
Haltung des rot-grünen La- 
gers zu diesen Vorschlägen 
in den Blick zu nehmen. In 
der Bundesregierung vertritt 
bekanntlich Herr Schily in 
dem zuständigen Innenmi- 
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nisterrat die Bundesrepublik 
Deutschland. Herr Schily 
gibt in Deutschland den 
markigen Sheriff. Im Eu- 
ropäischen Parlament aber 
gehen rote und grüne Abge- 
ordnete über die Vitorino- 
Vorschläge hinaus. Das 
heißt, Herr Schily bedient 
sowohl die Stammtische als 
auch die linke Klientel, näm- 
lich die rot-grünen Abge- 
ordneten. Dieses Vorgehen 
dürfen wir ihm nicht durch- 
gehen lassen. 

Der Doppelpass ist im 
Fußball ein bewährtes 
Manöver. In der Politik an- 
gewandt, ist er eine Täu- 
schung der Wähler. Wir er- 
warten, dass sich eine uni- 
onsgeführte Bundesregie- 
rung in der Asyl- und Ein- 
wanderungspolitik strikt auf 
Mindestnormen beschrän- 
ken muss. Über diese Nor- 
men mag in Europa hinaus- 
gehen, wer will. Aber unter 
gar keinen Umständen kann 
ganz Europa auf den Famili- 
enbegriff des Herrn Vitorino 
verpflichtet werden. 

Europa der Regierungen 
oder Europa der 
Gemeinschaft? 

Das große Thema „die 
Zukunft Europas" wird ge- 
genwärtig im Konvent be- 
handelt. Vielleicht gelingt 
es ihm, einen Entwurf für ei- 

nen Verfassungsvertrag zu 
erarbeiten. Es gibt viele Ein- 
zelfragen. • Wie wird die 
Grundrechtecharta in das 
Vertragswerk eingefügt? • 
Wird es einen Katalog von 
Zuständigkeiten geben, der 
die Kompetenzabgrenzung 
in unserem Sinne regelt? • 
Wie soll die Rolle der natio- 
nalen Parlamente in Europa 
aussehen? 

Aber jenseits dieser Ein- 
zclfragen gibt es eine Kern- 
frage, die in der letzten Zeit in 
der Öffentlichkeit an Bedeu- 
tung gewinnt. Das ist die 
Frage, ob das Europa der Zu- 
kunft ein Europa der Regie- 
rungen oder ein Europa der 
Gemeinschaft sein soll. Sol- 
len europäische Angelegen- 
heiten von den Regierungs- 
chefs unter Ausschluss von 
Parlament und Kommission 
untereinander geregelt wer- 
den? Oder wird europäisches 
Handeln von einem direkt 
gewählten Europäischen 
Parlament kontrolliert? 

Es gibt in diesem Zusam- 
menhang den Vorschlag ei- 
ner 5-jährigen Ratspräsi- 
dentschaft, nicht zuletzt als 
Antwort auf die von uns vor- 
getragene Kritik am halb- 
jährlich wechselnden Rats- 
vorsitz, der in der Tat nicht 
sehr effektiv ist. Abereine 5- 
jährige Ratspräsidentschaft, 
verbunden mit der Möglich- 
keit für den Rat, das Eu- 
ropäische Parlament auf An- 

trag der Kommission auf- 
zulösen - wenn es sich als 
unbotmäßig erweist-, ist ein 
Rückfall in vordemokrati- 
sche Zustände. Das erinnert 
an den Wiener Kongress, 
aber nicht an das Europa der 
Zukunft im 21. Jahrhundert. 

Dieser Ratspräsident, der 
die Europäische Union im 
gesamten außenpolitischen 
Bereich und bei der Außen- 
handelspolitik vertreten 
würde, wäre keinerlei Kon- 
trolle unterworfen. Er wäre 
weder irgendeinem nationa- 
len Parlament noch dem 
Europäischen Parlament 
verantwortlich. Deswegen 
stoßen solche Vorschläge 
auf unseren hartnäckigen 
Widerstand. 

Deutschland schickt in 
den Konvent einen 

Hochschulprofessor 

Da fragt man sich: Wel- 
che Rolle spielt in der Kon- 
ventdiskussion überhaupt 
der größte Mitgliedstaat in 
der Europäischen Union? 
Zu diesen wichtigen Fragen 
gibt es keine Haltung der 
Bundesregierung - Sende- 
pause. Das sieht man schon 
daran, wie die Bundesrepu- 
blik Deutschland im Kon- 
vent vertreten wird. Andere 
Mitgliedstaaten schicken 
ihre Regierungschefs, ehe- 
malige     Regierungschefs* 
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stellvertretende Minister- 
präsidenten oder Regie- 
rungsmitglieder. Deutsch- 
land aber schickt einen 
Hochschulprofessor, der si- 
cherlich sympathisch ist. Er 
ist aber in europapolitischen 
Angelegenheiten noch nie in 
Erscheinung getreten, und 
er ist auf europäischer Ebene 
ohne ein Amt. Dementspre- 
chend ist er auch ohne Ein- 
fluss. Das ist ein Grund, 
weshalb diese Diskussion 
weitgehend an der offiziel- 
len Vertretung der Bundes- 
republik Deutschland vor- 
bei geführt wird. Nur unser 
Freund, der Ministerpräsi- 
dent Erwin Teufel, entsandt 
vom Bundesrat, artikuliert 
die deutsche Stimme im 
Konvent. 

Die Bundesregierung ist 
aber nicht vertreten. Auch 
das muss sich nach dem 22. 
September nachdrücklich 
ändern. 

Am 22. September 
müssen neue Vorraus- 
setzungen geschaffen 

werden 

Dahinter verbirgt sich, 
dass die Bundesregierung 
nie ein Konzept hinsicht- 
lich Europa gefunden hat. 
Vorschläge machen nur die 
Herren Blair und Aznar. 
Wir sind nicht mit all diesen 
Vorschlägen     einverstan- 

FRIEDRICH   MERZ 

Kanzler Schröder schadet 
den deutschen Interessen 

Zu den Ergebnissen des 
Europäischen Rates in 
Sevilla erklärte der Vor- 
sitzende der CDU/CSU- 
Bundestagsfaktion: 
Mehr und mehr stellt sich 
heraus, dass Bundeskanzler 
Schröderundmitihmdie ge- 
genwärtige Bundesregie- 
rung zu einer Belastung für 
eine  zeitplangerechte  Er- 

den. Aber sie denken we- 
nigstens über die Zukunft 
nach und bestimmen die 
Diskussion. Demgegenü- 
ber gibt es keine deutschen 
Vorschläge, obwohl wir der 
größte Mitgliedstaat sind 
und einen großen Beitrag 
leisten. Wir tragen eine 
große Last bei der Erweite- 
rung und ihrer öffentlichen 
Darstellung. Aber wir sind 
in der Diskussion über die 
Zukunft Europas praktisch 
nicht vertreten. 

Auch daran wird deut- 
lich: Es gibt nicht nur kein 
europapolitisches Modell 
dieser Regierung, es gibt 
auch kein Verständnis für 
europäische Angelegenhei- 
ten. So wie Bundeskanzler 
Schröder seine europapoliti- 
schen Auftritte begonnen 
hat, so will er sie offensicht- 

weiterung der Europäischen 
Union geworden ist. Wer 
mit einem vorab über die 
Medien verkündeten Finan- 
zembargo die europäischen 
Partner unter deutsche Be- 
dingungen für die Osterwei- 
terung zwingen will, be- 
treibt Populismus und ge- 
fährdet eines der wichtig- 
sten europäischen Projekte. 

lieh auch beenden, nämlich 
mit Gepoltere. Damals war 
es gegenüberden Franzosen 
und in der letzten Zeit zu- 
nehmend gegenüber der Eu- 
ropäischen Kommission. 

Die Deutschen haben ei- 
nen großen europapoliti- 
schen Auftrag. Wir brau- 
chen die Europäische 
Union. In dieser Union ha- 
ben wir unsere nationale 
Einheit wiedererlangt. Aber 
die Europäische Union 
braucht auch die Deutschen 
und ein starkes und selbstbe- 
wusstes Deutschland. 

Die Wahl am 22. Sep- 
tember muss die Vor- 
aussetzung schaffen, 
dass auch die Deutschen 
ihrer europapolitischen 
Verantwortung wieder 
gerecht werden.       UD 
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GENERALSEKRETäR   LAURENZ   MEYER: 

Wir haben kein Defizit an Vorschlägen, 
sondern an politischer Umsetzung 

Wir müssen alles dafür 
tun, Hürden auf dem Ar- 
beitsmarkt zu beseitigen, 
damit in Deutschland end- 
lich wieder mehr Arbeits- 
plätze entstehen. 

Die Vorschläge der 
Hartz-Kommission sind vor 
allen Dingen eins: ein Testat 
für das Versagen der Bun- 
desregierung. Zeigen sie 
doch, dass Herr Schröder 
vier Jahre vertan hat. Sym- 
ptomatisch dafür steht das 
gescheiterte Bündnis für Ar- 
beit. Auch im Wahlpro- 
gramm der SPD ist von not- 
wendigen Veränderungen 
auf dem Arbeitsmarkt kein 
Wort zu lesen. Wir haben in 
Deutschland kein Defizit an 
Vorschlägen, sondern ein 
Defizit an politischer Um- 
setzung. 

Schröder versucht seine 
Untätigkeit und Ratlosigkeit 
hinter den Ideen der Hartz- 
Kommission zu verstecken. 
Ihm fehlt die Kraft, Deutsch- 
land wieder nach vorne zu 
bringen. Mit der Union ist ab 
dem 22. September wieder 
Zeit für Taten. Wir haben 
in unserem Regierungspro- 
gramm weitreichende und 
konkrete Vorschläge zur 
Flexibilisierung des Arbeits- 

marktes, die die Hartz-Kom- 
mission in vielen Bereichen 
übernommen hat. So zum 
Beispiel die Förderung des 
Niedriglohnbereichs, die 
Unterstützung der Selbst- 
ständigkeit oder die Einrich- 
tung von Job-Centern zur 
besseren Vermittlung von 
Arbeitslosengeld- und So- 
zialhilfeempfängern. Aller- 
dings schießen wir dabei 
nicht übers Ziel hinaus. Die 
von Hartz vorgeschlagenen 
Kürzungen beim Arbeitslo- 

sengeld sowie statistische 
Tricksereien zu Lasten älte- 
rer Arbeitsloser sind mit uns 
nicht zu machen. 

Darüber hinaus gilt: Ein 
flexiblerer Arbeitsmarkt 
wird nur dann die von uns 
gewünschten Wirkungen 
für die Menschen entfalten, 
wenn durch eine Ausrich- 
tung der gesamten Politik 
auf mehr Wachstum und Be- 
schäftigung die Vorrausset- 
zungen wesentlich verbes- 
sert werden. 

Gelesen, gelacht und gelocht: Ein Hearing des 
Bundestags berät am 26. Januar 2000, wie durch Libe- 
ralisierung der Zeitarbeit mehr Beschäftigung entstehen 
kann. Die Unions-Opposition hatte dazu einen komplet- 
ten Gesetzentwurf eingebracht. Die rot-grüne Mehrheit 
schmetterte ab. Jetzt, kurz vor den Bundestagswahlen, er- 
klärt Peter Hartz, Vordenker des Kanzlers, plötzlich die 
Reform der Zeitarbeit zum Herzstück für den Umbau auf 
dem Arbeitsmarkt. Die Bundesanstalt für Arbeit hat be- 
reits im Herbst 1998 auf 150 Seiten formuliert: „Was zu 
tun ist. Agendafür mehr Beschäftigung". 2001 legten die 
Berater des Bündnisses für Arbeit auf 400 Seiten ihr 
„Benchmarking Deutschland: Arbeitsmarkt und Be- 
schäftigung " vor. Doch alle diese Empfehlungen wurden 
unbeachtet auf die lange Regierungsbank geschoben. 
Abgeheftet frei nach dem Motto „gelesen - gelacht - ge- 
locht". Papiere sind genug geschrieben.Wir haben aber, 

wie Roman Herzog am 26. April 1997 in seiner „Berliner 
Rede " befand, in Deutschland kein Erkenntnis-, sondern 
ein Umsetzungsproblem. Rheinischer Merkur 
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EINEN FEHLSCHLAG 
hat der stellvertretende FDP- 
Vorsitzende Rainer Brüder- 
le die Altersvorsorge nach 
dem Modell von Bundesar- 
beitsminister Walter Riester 
genannt. Seine dringende 
Empfehlung: mit Verträgen 
für die Riester-Rente bis 
nach der Bundestagswahl 
warten. 

NOCH NICHT EINMAL 
die Hälfte der Berliner ist 
fünf Monate nach Bildung 
des rot-roten Bündnisses mit 
der Arbeit des Senats zufrie- 
den. Genau 50 Prozent der 
von Emnid Befragten finden 
die Leistungen der SPD- 
PDS-Koalition schlecht. 
Gelobt wird die Senatsarbeit 
von 63 Prozent der Berliner 
'm Osten der Stadt. „Überra- 
gend zufrieden" sind mit 87 
Prozent die PDS-Anhänger. 

34.600 INSOLVENZEN 
lrn ersten Halbjahr-das be- 
deutet einen Anstieg um 43 
Prozent gegenüber dem 
Vorjahreszeitraum. Damit 
steht Deutschland in diesem 
Jahr ein neuer Pleitenrekord 
bevor, für den die schwache 
Konjunktur und Finanzie- 
•"Ungsprobleme beim Mittel- 
stand verantwortlich sind. 
wie der Verband der Ver- 
e,ne Creditreform außerdem 
Mitteilt, haben durch die 
Reiten 300.000 Menschen 
'hren Arbeitsplatz verloren. 

OKO-BETRIEBE machen 
nach der Agrarstrukturerhe- 
bung vom Mai 2001 2,6 Pro- 
zent der 448.936 landwirt- 
schaftlichen Betriebe aus. 
Der Anteil in den neuen 
Bundesländern: 4,6 Prozent. 
Durchschnittliche Betriebs- 
größe: 52,4 ha bei einer 
durchschnittlichen Größe 
aller Betriebe von 38,1. 

3 PROZENT WENIGER 
Übernachtungen als im 
Vorjahr hat das Statistische 
Bundesamt gezählt. Insge- 
samt waren es zwischen No- 
vember 2001 und April 2002 
121,1 Millionen. Der Rück- 
gang betraf insbesondere die 
südlichen Bundesländer. 
Mecklenburg-Vorpommern 
und Brandenburg konnten 
dagegen zusätzliche Besu- 
cheranlocken. 

ANHALTENDE FLAUTE 
auf dem Werbemarkt 
zwingt die Zeitungsbran- 
che zu deutlichen Kosten- 
senkungen. Helmut Heinen, 
Präsident des Bundesver- 
bands Deutscher Zeitungs- 
verleger (BDZV): „In allen 
Bereichen muss gespart 
werden. Alles muss auf den 
Prüfstand." Als besonders 
schwere Belastung erwei- 
sen sich für die Unterneh- 
men die Novellierung des 
630-Mark-Gesetzesunddas 
geänderte Betriebsverfas- 
sungsgesetz. 

VERLÄSSLICHE Infor- 
mationen und mutige Kom- 
mentare - das wollen die 
meisten deutschen Zei- 
tungsleser nach einer reprä- 
sentativen Umfrage des In- 
stituts für Demoskopie Al- 
lensbach. Rüdiger Schulz 
vom Institut: „Gleichzeitig 
sind heute viele Nutzer be- 
quemer als früher und zu 
keinen großen Anstrengun- 
gen bereit." Auch wollen sie 
mehr Positives in den Zei- 
tungen lesen - „weniger 
„Negativismus". 

AUF PLATZ ZWEI hinter 
den USA und vor Japan ste- 
hen mit ihren Patentanmel- 
dungen deutsche Unterneh- 
men und private Tüftler. 
158.200 waren es im letzten 
Jahr: ein Zehntel mehr als 
ein Jahr zuvor. Um 26 Pro- 
zent erhöhte sich die Zahl 
der anerkannten Patente. 
Die bevorzugten Bereiche 
sind elektronische Nach- 
richtentechnik, Medizin- 
technik und elektronische 
Bauteile. 

LEICHT  GESTIEGEN 
sind im vergangenen Jahr 
die Welterdölreserven: um 
0,4 Prozent. Wie der Mine- 
ralölkonzern Esso mitteilt, 
sind rund 140 Milliarden 
Tonnen der Lagerstätten in 
der Erde und unter dem 
Meer angebohrt und könn- 
ten gefördert werden.     UÜ 
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LOTHAR   SPäTH: 

Rot-Grün will dauernd nur restrukturieren, 
wir wollen etwas Neues beginnen 

Lassen Sie mich einen viel- 
leicht etwas schwierigen 
Vergleich aus der Wirt- 
schaft anstellen. Wenn ein 
Unternehmen Schwierig- 
keiten hat, dann kann es 
mehrere Restrukturie- 
rungsprozesse machen, in- 
dem es ununterbrochen 
nicht auf die Dynamik sei- 
ner Ideen, seiner Men- 
schen und seiner Konzepte 
setzt, sondern ununter- 
brochen organisatorische 
Streichakte macht. 

Das wird ja übrigens jetzt 
von uns allen verlangt. Jeder 
fragt uns, was wir denn alles 
streichen und verändern 
wollen. Das ist wie bei ei- 
nem Unternehmer, der keine 
Ideen mehr hat und der im 
Grunde nur noch statisch auf 
seinen Haushalt starrt; dann 
macht er fünf Restrukturie- 
rungen, und danach geht er 
zum Konkursrichter. Das ist 
die Politik dieser Regierung: 
dass sie dauernd etwas re- 
strukturieren will, was nicht 
mehr funktioniert, aber 
nichts Neues beginnen will. 
Wir wollen etwas Neues be- 
ginnen, und das ist der Un- 
terschied. 

Wir haben gesehen, wo- 
hin  Deutschland  mit dem 

Aus dem Beitrag 
zu „Konzepte und 

Kompetenzen" auf dem 
15. Parteitag der CDU 
in Frankfurt am Main 

am 18. Juni 

Gewurstel   der   rot-grünen 
Koalition kommt. Wenn Sie 
in der Frage, welche Über- 
sicht  die  Regierung  noch 
über ihre eigene Politik hat, 
den Höhepunkt sehen wol- 
len, dann müssen Sie heute, 
ob Sie wollen oder nicht, die 
„Frankfurter    Rundschau" 
lesen. Sie bringt zwei inter- 
essante   Meldungen.    Auf 
Seite 1 steht: „Rentenbeitrag 
wird   2003   steigen."   Das 
Haus von Herrn Riester be- 
stätigt, man gehe davon aus, 
dass es eine Steigerung des 
Beitragssatzes von derzeit 
19,1  auf 19,3 Prozent des 
Bruttolohnes geben werde. 

Jetzt dürfen Sie die Zei- 
tung aber nicht weglegen, 
sondern müssen Seite 5 auf- 
schlagen. Dort finden Sie 
eine Anzeige der SPD. Darin 
heißt es:  „CDU/CSU und 
FDP: Rentenbeiträge wer- 
den erhöht." Und:  „SPD: 
Rentenbeiträge bleiben sta- 
bil." So die Zeitung von 

heute! Wir würden so etwas 
„Management by chaos" 
nennen. 

Wir haben in der Frage 
der Wirtschafts- und Fi- 
nanzpolitik drei klare Ziele. 
Das ist ein ehrgeiziges Re- 
gierungsprogramm. Es ist 
ehrgeizig, aber richtig, wenn 
wir sagen: 
• 40 % Staatsquote, 
• 40 % Spitzensteuersatz, 
• 40 % Soziallasten. 

Wenn Gerhard Schröder 
sagt, das geht alles nicht, das 
ist unseriös, dann schlagt 
ich ihm vor, er soll einmal 
seine Aussagen aus seiner 
Blair- und Fortschrittsphase 
nachlesen. Diese Phase war 
sehr kurz, weil zu anstren- 
gend. Er wollte so etwas 
auch einmal, aber er hat nach 

einiger Zeit erkannt, dass 
seine Truppenteile äußerst 
schwerfällig sind. Und was 
macht ein stürmischer Ge- 
neral ohne Truppen? Er 

macht es sich lieber in der 
Etappe wieder gemütlich- 
Genau deshalb muss diese 
Regierung abgelöst werdet 

Es geht nicht mit einer 
Regierung, die dauernd Un- 
ternehmen von Unterneh- 
mern unterscheidet, in et\^ 
nach dem Prinzip: Wir kön- 
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nen nicht behaupten, dass 
wir Unternehmen nicht 
brauchen. Was uns aber 
stört, sind die Unternehmer, 
denn diese sind so eigensin- 
nig; sie wollen alles durch- 
einander bringen, sie stehen 
morgens früh auf, gehen 
abends spät ins Bett und 
freuen sich am Sonntag auf 
den Montag. 

Wir spüren dieses Miss- 
trauen doch auf allen 
Wegen: Erst ein bisschen 
lockern und dann sechs Ge- 
setze, um aufzupassen, dass 
sie sich nicht selber lockern. 
Spätestens dann hört bei de- 
nen der Spaß auf. 

Dieses Konzept ist nicht 
mit einer Steuerpolitik fi- 
nanzierbar, die den großen 
Kapitalunternehmen hilft, 
und zwar in einem Umfang, 
bei dem es diesen Unterneh- 
men jetzt selber graust. Ein 
Körperschaftsteuersatz von 
25 Prozent ist ja in Ordnung. 
Jetzt wird aber noch durch 
handwerkliche Fehler bei 
der Gestaltung oder gar ge- 

wollt das Eigenkapital alter 
Zeiten versteuert. 

Was wollen Sie denn den 
Mittelständlern, die sich ab- 
rackern, erzählen, wenn Sie 
sagen: Die Großen brauchen 
gar keine Steuern mehr zu 
zahlen. Wir holen alles bei 
euch. 

Wir machen nicht alles, 
aber fast alles anders 

Dieses Konzept kann 
nicht eine Regierung durch- 
setzen, die den ersten Ansatz 
von Vermögensbildung zur 
Alterssicherung - als Rie- 
ster-Rente bezeichnet - so 
gestaltet, dass man nicht ein- 
mal mehr eine Übersicht 
über die Broschüren hat, die 
Sachverständige erarbeitet 
haben, damit man versteht, 
was dort geht. 

Wir müssen den Leuten 
erklären, dass Entmündigte 
keine Dynamik entfalten. 
Wer die Leute dauernd ent- 
mündigt, kann nicht hoffen, 

dass sie selbst für sich sor- 
gen, dass sie etwas unterneh- 
men, wenn sie es können. 
Damit sind wir eigentlich 
beim entscheidenden Punkt. 
Weil diese Regierung und 
die Politik dieser Regierung 
nur noch als schlechtes Bei- 
spiel dienen können, ändern 
wir den Satz und sagen: Wir 
machen nicht alles, aber fast 
alles anders. 

Wir bauen die Bürokratie 
ab. Wir schaffen für alte und 
neue unternehmerische Ak- 
tivitäten Spielräume. Ich 
will das konkretisieren und 
Ihnen deshalb kurz die wich- 
tigsten Beispiele nennen. 
Was meinen Sie, was das an 
Luft gibt, wenn wir im Nie- 
driglohnsektor die komi- 
sche Konstruktion der 325- 
Euro-Jobs beseitigen, bei 
der einer, der 20 solcher 
Leute beschäftigt, mit 40 
Krankenkassen abrechnen 
muss. Das muss weg!. 

Weiterhin werden wir - 
das kostet gar nichts - das 
Scheinselbstständigengesetz 
abschaffen, weil es wider die 
Denke ist. Scheinselbststän- 
digkeit ist eine Brücke, die 
selbstständige Menschen zu- 
nächst betreten. Jetzt will die 
Regierung denen auch schon 
wieder einen Rettungswagen 
mitgeben. Wer den Leuten 
dauernd Angst macht und 
sagt: Nur beim Staat seid ihr 
gut aufgehoben, dem sagen 
wir: Lasst doch in einer Ge- 
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Seilschaft, die unternehme- 
risch ist und die Ideen hat, die 
jungen Leute scheinselbst- 
ständig sein und dann selbst- 
ständig werden. 

Auch das Tariftreuege- 
setz - das ist auch wieder so 
ein vornehmer Name für 
eine unglaublich bürokrati- 
sche Veranstaltung - muss 
weg. Es darf zwischen 
Deutschland Ost und 
Deutschland West keine 
Trennung geben. 

Wir wollen weiterhin 
ganz schnell und zügig die 
grundlegende Reform der 
Arbeitsverwaltung. Die 
Hartz-Kommission und 
auch Herr Gerster machen 
jetzt die Vorarbeit. Ich halte 
das für ganz vernünftig. Wir 
werden auf diese Weise 
viele Sachvorschläge be- 
kommen, die mit der jetzi- 
gen Regierung eh nicht um- 
zusetzen sind. Diejenigen, 
die die Vorschläge machen, 
fühlen sich wahrscheinlich 
wohler, wenn wir die Sache 
dann in die Hand nehmen. 

Wir werden das Thema 
der Existenzgründer inten- 
siv angehen und in dem Zu- 
sammenhang die Investiti- 
onsquote der öffentlichen 
Haushalte erhöhen müssen. 
Denn genau dort ist das Gap 
bei der Infrastruktur, das 
nachher den Standortwett- 
bewerb behindert.Wir wol- 
len international wettbe- 
werbsfähige, große Kapital- 

unternehmen in Deutsch- 
land haben, die sich bei uns 
wohlfühlen, auch steuerlich. 

Die Mittelständler bei 
uns haben ein Eigenkapital 
von im Westen vielleicht 12 
Prozent und im Osten 4 Pro- 
zent. Einem dieser Mittel- 
ständler erzähle ich dann: 
Wenn er sein Geschäft mit 
genügend Eigenkapital un- 
terlegen kann, bekommt er 
auch Kredit. Verschärfen 
wird sich die Situation, wenn 
es die alten Kreditstrukturen 
der Genossenschaften und 
der Sparkassen nicht mehr 
geben wird. Ich will jetzt 
nicht darüber reden, welche 
Strategien die Großbanken 
dann entwickeln würden. 
Lassen S ie uns jedenfal Is den 
Weg vermeiden, an dessen 
Ende die Kreditgeber für den 
Mittelstand fehlen, weil die 
Strukturen nicht mehr funk- 
tionieren. 

Wir werden 
Ideen entwickeln 

Wir müssen das machen, 
was auch der Unternehmer 
tun muss, wenn er Schwie- 
rigkeiten hat: Ideen ent- 
wickeln. Für den Osten kann 
man das schon anhand weni- 
ger Beispiele aufzeigen und 
mit nur einigen Sätzen er- 
läutern. Wenn man dies rich- 
tig verknüpft, kann man et- 
was  daraus   machen.   Wir 

werden das in unserem Ost- 
Programm beachten. 

Die Bundesregierung 
prahlt damit, sie werde mit 
den Haushaltsproblemen 
fertig. Das wundert mich 
nicht, sagt sie doch zum Bei- 
spiel nicht dazu, dass die 
größten „Sparmaßnahmen" 
darin bestehen, dass sie von 
der EU 4,5 Milliarden be- 
kommt, weil diese gar nicht 
anders kann, als insgesamt 
15 Milliarden an die Geber- 
länder zurückzuzahlen, weil 
das Regionalprogramm mit 
80 Milliarden im Rückstand 
ist. Herr Eichel wird den so 
gewonnenen Spielraum 
wahrscheinlich als Ergebnis 
eines von ihm hart durchge- 
setzten Sparprogramms und 
als eine Erfolgsgeschichte 

verkaufen. 
Lassen Sie mich zum 

Schluss vor allem eines sa- 
gen: Was wir mit all diesen 
Maßnahmen, die gar nichts 
kosten, ändern werden, ist 
die Stimmung im Land. Wer 
Ludwig Erhard studiert und 
wer die Bücher seiner Mit- 
streiter liest, der weiß, dass 
Erhard zu Recht immer da- 
von ausging, dass die Hälfte 
vom Erfolg vor allem in der 
Wirtschaft Psychologie ist. 

Ich zitiere Herrn Rogo- 
wski von vorhin, der gesagt 
hat, das Wichtigste ist, dass 
in unserem Land Unterneh- 
mer mit Freude Unterneh- 
mersind, und ich füge hinzu: 
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MITTELSTAND 

LOTHAR   SPÄTH: 

Mikro-Darlehen" nur ein Hüftschuss 
Zu den Plänen von Bun- 
deswirtschaftsminister 
Werner Müller, dem Mit- 
telstand mit einem Son- 
derprogramm zu helfen, 
erklärte das Mitglied im 
Kompetenzteam der 
Union: 

Nach vier Jahren Schlä- 
frigkeit wirkt die drohende 
Wahlniederlage wie „Hallo- 
wach". Plötzlich entdeckt 
die Bundesregierung, dass 
sie etwas auf dem Arbeits- 
markt tun muss, und da 
will Herr Müller in Sachen 
Mittelstand spontan mit da- 
bei sein. 

Der Reformbedarf ist 
allerdings seit Jahren be- 
kannt, und die Union hat 
immer wieder die Unter- 
stützung des Mittelstands 
angemahnt. Der durch die 
erdrückenden Fakten her- 
beigerufene Weckruf ereilt 
Herrn Müller zu spät. 

Während seiner Regie- 
rungszeit sind die 325 
Euro-Jobs zur bürokrati- 
schen Fessel geworden. 
Heute kritisiert er sie, als 
habe er nichts damit zu tun. 
Statt über die eigenen Fehl- 
leistungen zu lamentieren, 
brauchte er bloß die CDU 
Vorschläge zu den 400- Eu- 
ro-Jobs zu übernehmen. 
Die sind einfacher und un- 
bürokratischer. 

Altbewährte Kredit- 
partnerschaft erhalten 

Das heute von ihm vor- 
geschlagene „Mikro-Darle- 
hen" ist ein wenig hilfrei- 
cher Hüftschuss und taugt 
eher als Wahlgeschenk, 
aber nicht als Mittelstands- 
kredit. Vielmehr sollte der 
Bundeswirtschaftsminister 
alles tun, um im Basel-II- 

Programm sicher zu stellen, 
dass die altbewährte Kredit- 
partnerschaft des Mittel- 
standes mit den Genossen- 
schaftsbanken und Sparkas- 
sen erhalten bleibt. 

Eine Generationswech- 
sel-Prämie, wie sie Herr 
Müller für Ostdeutschland 
vorschlägt ist so lange un- 
tauglich, wie Müller nicht 
gewährleisten kann, dass 
die existenzgefährdeten 
mittelständischen Betriebe 
bis zum Generationswech- 
sel überhaupt überleben. 
Dafür brauchen sie Auf- 
träge, die nur über ein in 
sich stimmiges Konzept 
zu sichern sind. Das von 
uns vorgeschlagene Zwei- 
Milliarden-Euro-Sofort- 
programm zur Unterstüt- 
zung kleiner und Mittel- 
ständischer Handwerks- 
unternehmen weist den 
richtigen Weg. 

und Verbraucher mit Freude 
Verbraucher, weil sie etwas 
zum Verbrauchen haben 
und sie etwas verbrauchen 
können. Was wir brauchen, 
•st, dass junge Leute begei- 
stert teilnehmen und Unter- 
nehmer werden wollen. 70 
Prozent unserer Studenten 
Sollen  Unternehmer wer- 

den. Früher wollten 70 Pro- 
zent in den öffentlichen 
Dienst. 

Wir setzen diesem, wie 
wir es jetzt jeden Tag von 
der Regierung hören, belei- 
digten hilflosen „Ihr sollt 
unser Land nicht schlecht 
reden" entgegen: Wir, unser 
Land ist gut, und die Leute 

wollen vorwärts, und die 
Leute sind leistungsbereit 
und zukunftsoffen. Jetzt 
brauchen wir aber auch eine 
Regierung, die für diesen 
Wandel die Voraussetzun- 
gen schafft. Das ist unsere 
zentrale Aufgabe, die nur 
wir erfüllen können - und 
die anderen nicht. UD 
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ANNETTE   SCHAVAN 

Wir sind verlässliche Partner für 
Bildung, Wissenschaft und Forschung 

Wir reden über Bildung. 
Und vor allem: Wir gestal- 
ten Bildungspolitik in 
Sachsen und Thüringen, 
im Saarland und hier in 
Hessen, in Bayern und 
Baden-Württemberg und 
jetzt auch in Sachsen-An- 
halt. Wir reden darüber, 
und wir machen erfolg- 
reich Bildungspolitik. 

Wir tun das mit Leiden- 
schaft und Kompetenz, weil 
es um Kinder und Jugendli- 
che geht, weil der einzige 
wirkliche Maßstab für unsere 
BildungspolitikdieZukunfts- 
chancen der jungen Genera- 
tion sind, weil wir wissen, 
dass nichts so sehr über Zu- 
kunft und Orientierung bei 
Kindern und Jugendlichen 
entscheidet wie gute Bildung 
und gestärkte Erziehung. 
Deshalb sage ich Ihnen: Die 
Sozialdemokraten haben 
nicht nur wenig Kompetenz, 
sie haben auch Null Lust auf 
Bildungspolitik. 

Im Übrigen, wenn nicht 
in Wahlkampfzeiten, wann 
darf denn über Bildung ge- 
sprochen werden? Wahl- 
kampf in einer Demokratie 
ist für uns Gespräch mit dem 
Bürger, und im Gespräch 
mit dem Bürger bestimmen 

Aus dem Beitrag 
zu „Konzepte und 

Kompetenzen" auf dem 
15. Parteitag der CDU 
in Frankfurt am Main 

am 18. Juni 

nicht Minister, worüber ge- 
sprochen wird. In einer De- 
mokratie entscheidet der 
Bürger darüber, worüber ge- 
sprochen wird. 

Heute ist in vielen Zei- 
tungen zu lesen, SPD-Politi- 
ker warnen vor Parteienge- 
zänk, wenn es um Bildung 
und Schule geht. 

Es ist doch vor allem die 
Bundesbildungsministerin, 
die in diesen Tagen keine Ge- 
legenheit auslässt, um zu er- 
klären, dass die Zuständig- 
keit der Länder, dass die Kul- 
turhoheit Kirchturmspolitik 
sei. Das ist abenteuerlich. 
Der Föderalismus, liebe 
Freunde, ist ein Motor für 
Wettbewerb. Und Wettbe- 
werb ist die einzige Chance 
für bessere Leistungen in un- 
seren Schulen. Deshalb brau- 
chen wir Wettbewerb und 
nicht Uniformität. 

Es stelle sich doch bitte 
einmal einer vor, die Schrö- 
der-Regierung sei zuständig 

für die Schulen in Sachsen 
und Thüringen, in Baden- 
Württemberg und Bayern, 
im Saarland und in Hessen 
oder in Sachsen-Anhalt. Das 
ist eine abenteuerliche Vor- 
stellung. Wenn es so wäre, 
hätten wir beim internatio- 
nalen Vergleich noch viel 
schlechter abgeschnitten, 
als es jetzt deutsche Mittel- 
werte zeigen. 

Uns führen auch nicht die 
vielen pädagogisch wertvol- 
len Sätze und bildungspoli- 
tisch richtigen Einsichten in 
Deutschland weiter. Es ist ja 
alles richtig, was da gesagt 
wird. Der Bundeskanzler 
hat in seiner Regierungser- 
klärung zur Bildungspolitik 
auch ein Beispiel solch wert- 
voller Sätze gegeben, von 
denen es in Deutschland 
wimmelt. Aber uns fehlen 
nicht Einsichten, uns fehlen 
nicht Sachverständige oder 
Gutachten. Das alles gibt es 
in Deutschland zuhauf. Es 
wimmelt von bildungspoli- 
tischen Papieren. Es fehlt in 
vielen Bundesländern und 
es fehlt im Bund die Bereit- 
schaft zu Taten. 

Worum geht es uns ganz 
konkret? Es muss Schluss 
sein mit der Legende aus 
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ebendiesen 70er-Jahren des 
letzten Jahrhunderts, dass 
Schulen, dass Lernen und 
Leistung so etwas wie ein 
unsittlicher Anschlag auf 
Kindheit sei. Das ist eine 
der großen Legenden in 
Deutschland, mit denen sy- 
stematisch Schule und Lei- 
stung kaputtgemacht wird. 
Kinder werden unterfordert, 
verlieren die Lust an Schule, 
deshalb sagen wir: Wir wol- 
len von der Grundschule an, 
das heißt in allen Schulen, 
eine Stärkung der Leistung. 
Wir wollen, dass Kinder ge- 
fordert und gefördert werden. 

Wir haben überhaupt 
nichts gegen Ganztagsschu- 
len und Ganztagsangebote. 
Wer in das von der CDU re- 
gierte Baden-Württemburg 
und das von der CSU regierte 
Bayern schaut, der weiß, dass 
wir voll in der Entwicklung 
sind. Bayern hat gerade 300 
Millionen Euro zur Verfü- 
gung gestellt, um ein stimmi- 

ges Ge- 
samtkon- 
zept für Be- 
treuung zu 
entwickeln. 
Aber, 
meine Da- 
men und 
Herren, der 
erste Satz 
als Antwort 
auf Pisa ist 
nicht: mehr 
Betreuung 

in der Schule, sondern mehr 
Qualität von Unterricht und 
dann auch mehr Betreuung, 
aber nicht umgekehrt. 

Die Zukunft unserer 
Kinder im Blick haben 

Bildungspolitik hat viel 
mit der Fairness Kindern und 
Jugendlichen gegenüber zu 
tun. Sozialdemokraten be- 
greifen Bildungspolitik im- 
mernoch als die Klüngelrun- 
den von Verbänden, Ge- 
werkschaften, Parteivorstän- 
den und Arbeitskreisen rei- 
ner Experten oder solcher, 
die sich selbst dazu ernannt 
haben. Nein, Bildungspolitik 
muss Kindern eine faire 
Chance geben. Bildungspo- 
litik muss die Zukunft von 
Kindern und Jugendlichen 
im Blick haben. 

Leistung ist für uns ein 
Prinzip der Gerechtigkeit. 
Leistung ist der Schlüssel 

für Chancen, eben nicht die 
Herkunft oder der Geldbeu- 
tel der Eltern. Deshalb sage 
ich: Wer für Chancenge- 
rechtigkeit ist, wer für Fair- 
ness ist, der kann nicht un- 
entwegt gegen Leistung re- 
den und so tun, als müsse 
man Leistung möglichst 
verstecken, um Kindern 
eine Chance zu geben. 

Niemand darf zum Mo- 
dernisierungsverlierer wer- 
den, und keiner soll seine 
Talente verstecken müssen. 
Deshalb braucht es in unse- 
ren Schulen mehr Naturwis- 
senschaften. Es ist ein 
Drama, dass die Zahlen der 
Studienanfänger in den Na- 
turwissenschaften so absin- 
ken. Wir brauchen früherdie 
Fremdsprachen. Wir brau- 
chen eine Unterrichtsver- 
sorgung, die vernünftig ist 
und nicht von Jahr zu Jahr 
abgebaut wird. 

Ein Schlüsselbereich in 
der Bildungspolitik ist die 
berufliche Bildung. Hier ar- 
beiten Bund und Länder ge- 
meinsam. Wer die neuen 
Zahlen vom neuen Chef der 
Bundesanstalt für Arbeit 
gehört hat, weiß, dass die 
Perspektiven für den Herbst 
des Jahres 2002 eine Bank- 
rotterklärung für die Berufs- 
bildungspolitik dieser Bun- 
desregierung bedeuten. 

Dann wird gesagt, es sei 
ziemlich klar, dass es dort, 
wo viel Wohlstand herrsche, 
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auch eine bessere Bildung 
gebe. Auch diese Argumen- 
tation ist abenteuerlich. Je- 
der weiß in Deutschland - 
und übrigens in vielen Län- 
dern der Welt -: Wenn in ei- 
ner Region der Arbeitsmarkt 
zusammenbricht, wenn ein 
Land vor großen Struktur- 
veränderungen steht - die 
Länder, die in Deutschland 
jetzt als Wohlstandsländer 
gelten, Bayern und Baden- 
Württemberg, haben das in 
den 70er-Jahren alles erlebt: 
in den Regionen den Zusam- 
menbruch des Arbeitsmark- 
tes und das Wegbrechen von 
Branchen -, dann ist die ein- 
zig vernünftige Antwort 
darauf, in Bildungsinfra- 
struktur zu investieren. 
Umgekehrt wird also ein 
Schuh daraus: Da, wo in Bil- 
dung, Schule, Hochschule 
und Wissenschaft investiert 
wird, daentsteht Wohlstand, 
da entstehen Arbeitsplätze 
und Ausbildungsplätze. 

Der Bund braucht neue 
Akzente in der Hochschul- 
und in der Forschungspolitik. 
Da gilt das, was Lothar Späth 
und viele andere gesagt ha- 
ben: Im Bereich der Hoch- 
schule und der Wissen- 
schaftsgesellschaft brauchen 
wir nicht ein immer engeres 
Netz von Regeln und auch 
nicht ständig neue Tabus. 
Unsere Hochschulen in 
Deutschland brauchen mehr 
Selbstständigkeit. 

Wir werden zu Beginn 
Folgendes tun: • Wir wollen 
wieder ein eigenständiges 
Forschungsministerium. • 
Wir wollen eine Verschlan- 
kung der Bundesrahmenge- 
setzgebung. • Wir wollen, 
dass Studierende ihre Hoch- 
schulen und Hochschulen 
ihre Studierenden aus- 
wählen können. Wir wollen 
ferner eine Rückführung der 
ZVS und eine Auflösung des 
Staatsvertrags 2005. 

Unsere Bildungspolitik 
basiert aufwerten 

Wir werden die Habilita- 
tion wieder einführen. Es ist 
richtig gewesen, die Junior- 
professureinzuführen. Aber 
mit Blick auf die Vielfalt der 
Fächer an den Hochschulen 
ist es falsch, die Habilitation 
abzuschaffen, wie es über- 
haupt falsch ist, immer we- 
niger Möglichkeiten zu 
schaffen. 

Wir wollen keine Vor- 
schrift, die verbietet, über 
Gebühren und über bessere 
Einnahmemöglichkeiten un- 
serer Hochschulen zu spre- 
chen. Auch diese Vorschrift 
wird wieder abgeschafft. 

Natürlich wollen wir 
nicht einfach singuläre Stu- 
diengebühren einführen. 
Aber wir müssen unseren 
Hochschulen mehr Mög- 
lichkeiten für eine bessere 

Finanzierung ihrer Bil- 
dungsangebote, für ein bes- 
seres Stipendiumswesen 
und für das Schaffen von 
mehr Anreizen zur Verbes- 
serung der Qualität der 
Lehre geben. 

Wer über Bildung 
spricht, muss sich um Erzie- 
hung kümmern. Wer über 
Erziehung spricht, muss 
sich um die Vermittlung der 
Werte kümmern. Er muss 
dafür sorgen, dass Kinder 
Vorbilder haben. Bildung 
und Erziehung gedeihen 
nicht in einem Klimader Be- 
liebigkeit. 

Deshalb gilt: Bildungs- 
politik der Union basiert auf 
einem Fundament an Wer- 
ten und an Orientierungen. 
Unsere Bildungspolitik hat 
einen Kompass. Wir wollen 
keine Politik, die Menschen 
ständig vor sich selbst 
schützt. Wir gestalten Poli- 
tik so, dass wir den Men- 
schen mit ihren Talenten 
und mit ihrer Leistungs- 
fähigkeit etwas zutrauen. 

Jede Umfrage zeigt: Die 
Menschen in Deutschland 
warten auf eine Politik, die 
Leistung stärkt und die die 
Menschen und ihre Talente 
ernst nimmt. Die Menschen 
in Deutschland warten auf 
einen verlässlichen Partner 
für Bildung, Wissenschaft 
und Forschung. Wir, die 
Union, sind ein solcher ver- 
lässlicher Partner, u" 
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WOLFGANG   SCHäUBLE: 

Die Atlantische Allianz bleibt auch im 
21. Jahrhundert wichtigster Schutz 

Wie fast überall in der 
Wirtschafts-, Finanz- und 
Sozialpolitik, wie fast übe- 
rall auf dem Arbeits- 
markt, in der Bildung und 
Forschung und im Ge- 
sundheitswesen bleibt 
Deutschland derzeit auch 
in der Außen-, Sicher- 
heits- und Europapolitik 
hinter seinen Möglichkei- 
ten zurück. Unser Land 
wird durch Rot-Grün un- 
ter seinem Wert regiert. 
Deutschland kann es bes- 
ser. Wir können es ändern. 
Wir werden das auch än- 
dern. Es ist Zeit für Taten. 

Aktuell am bedrückend- 
sten sind die Defizite in der 
Europapolitik. Vier Jahre 
rot-grüne Regierung haben 
das Ansehen Deutschlands 
in Europa und unseren Ein- 
fluss in Brüssel nicht ge- 
mehrt, sondern beschädigt 
bzw. vermindert. Die Zu- 
sammenarbeit mit Frank- 
reich wird ohne Engage- 
ment betrieben. Vor und 
nach dem Gipfel von Nizza 
^ar die Klage europaweit zu 
hören, dass der deutsch- 
französische Motor für die 
europäische Einigung kraft- 
los geworden sei. Wir wer- 
den das ändern. 

Aus dem Beitrag 
zu „Konzepte und 

Kompetenzen" auf dem 
15. Parteitag der CDU 
in Frankfurt am Main 

am 18. Juni 

Natürlich gibt es auch 
unterschiedliche Betrach- 
tungsweisen und Interessen 
zwischen Frankreich und 
Deutschland, nicht nur, aber 
auch in der Agrarpolitik. 
Aber im Ziel eines großen 
und starken Europas sind 
wir uns einig. Deshalb wer- 
den wir mit unseren Freun- 
den und Partnern in Frank- 
reich, denen wir zu ihrem 
großartigen Wahlerfolg gra- 
tulieren, gemeinsam Vor- 
stellungen erarbeiten. 

Es war Bundeskanzler 
Schröder, der davon gespro- 
chen hat, dass Schluss damit 
sein müsse, dass in Brüssel 
das Geld deutscher Steuer- 
zahler verbraten werde. 
Große Sprüche! Dabei sind 
wir Schlusslicht in der wirt- 
schaftlichen Dynamik in Eu- 
ropa. Wir gefährden mehr als 
jedes andere Land aktuell die 
Stabilität der gemeinsamen 
europäischen Währung. So 
schafft    man    sich    keine 

Freunde, und so bildet man 
kein Vertrauen - nicht im 
Ausland und auch nicht im 
Inland. 

Wir sind immer dafür 
eingetreten, dass ein großes 
und starkes Europa die beste 
Vorsorge für Frieden, Frei- 
heit und Stabilität in einer 
enger zusammenrückenden 
und sich schneller verän- 
dernden Welt ist. Deshalb 
muss die Einigung ganz Eu- 
ropas gelingen. Die Oster- 
weiterung der Europäi- 
schen Union ist doch keine 
Bedrohung, sondern der 
Beitritt unserer Nachbarn 
im Osten zur Europäischen 
Union ist die beste Chance, 
die Folgen von Jahrzehnten 
der Teilung und Diktatur zu 
überwinden. 

In diesen Tagen wird die 
deutsche Bundesregierung 
als Haupthindernis für einen 
erfolgreichen Abschluss der 
Beitrittsverhandlungen ver- 
dächtigt. Das, liebe Freun- 
de, entspricht unserem na- 
tionalen Interesse nicht. 

Deshalb ist es gut, dass 
Edmund Stoiber, der künf- 
tige Bundeskanzler, die 
Kommission gegen die un- 
qualifizierten Angriffe des 
derzeit   noch   amtierenden 
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Bundeskanzlers  in  Schutz 
genommen hat. 

Wer ein großes und star- 
kes Europa wie wir will, der 
muss die europäischen Insti- 
tutionen und Entscheidungs- 
verfahren reformieren -jetzt. 
Europa leidet - das ist inzwi- 
schen fast unbestritten - un- 
ter einem dreifachen Man- 
gel: unter einem Mangel an 
Effizienz, an Transparenz 
und an demokratischer Legi- 
timation. Das ist die Aufgabe 
des Europäischen Konvents, 
für den wir lange gekämpft 
haben und für den CDU und 
CSU sowie wir gemeinsam 
in der Europäischen Volks- 
partei substanziellere Vor- 
schläge als alle anderen erar- 
beitet haben. 

Aber die Stärkung des 
Einflusses der nationalen 
Regierungen zulasten von 
Europäischem Parlament 
und Europäischer Kommis- 
sion, wie sie der derzeitige 
Bundeskanzler vertritt, ist, 
liebe Freunde, genau die 
falsche Richtung. 

Was wir brauchen, ist 
eine bessere Ordnung in Eu- 
ropa. Die Europäische 
Union muss nicht alles ma- 
chen, und Europa darf nicht 
in einem Wust von Bürokra- 
tie ersticken. Was die einzel- 
nen Staaten für sich allein 
nicht mehr leisten können, 
das muss Europa machen. 
Aber was unterschiedlicher 
Erfahrung und Tradition ent- 

spricht, das muss in den Na- 
tionalstaaten verbleiben. So 
werden nationale Identitäten 
und europäische Einigung 
nicht zum Gegensatz. Ein- 
heit und Vielfalt zugleich, 
das ist und bleibt der Reich- 
tum Europas. Deshalb ist 
eine bessere Zuständigkeits- 
ordnung in einem Verfas- 
sungsvertrag der Schlüssel. 

Ein Beitrag zu einer 
besseren Welt 

Ein großes und starkes 
Europa - an diesen alten 
Satz von Jean Monnet muss 
wieder erinnert werden - ist 
ein Beitrag zu einer besseren 
Welt. Ein großes und starkes 
Europa ist nötig, damit die 
atlantische Partnerschaft 
nicht zerbröselt. Es war her- 
zig, anfangs den Grünen Fi- 
scher mit der amerikani- 
schen Außenministerin Ma- 
deleine Albright beinahe 
schäkern zu sehen. Auch die 
Solidaritätsbekundungen 
nachdem 11. September wa- 
ren ganz eindrucksvoll. 

Aber schnell, schon ein 
paar Wochen danach, hatte 
der Alltag Rot-Grün wieder 
erreicht. Beispielsweise 
wurden die Vereinbarungen 
unter den Innenministern 
zur Verbesserung der inne- 
ren Sicherheit von der roten 
und grünen Koalitionsfrak- 
tion in Berlin schnell wieder 

zurückgepfiffen. Stattdes- 
sen konzentrierte man sich 
mehr und mehr auf besser- 
wisserische Ratschläge, die 
zum Inhalt hatten, was die 
Amerikaner tun und was sie 
lassen sollen. So kommt es 
nicht zu mehr Sicherheit. Es 
wäre schon überzeugender, 
wenn wir Deutsche und wir 
Europäer unsere Fähigkei- 
ten zur Bewahrung von Frie- 
den und Sicherheit in Zeiten 
ganz neuer Spannungen und 
Bedrohungen so weiterent- 
wickeln würden, dass auch 
wir einen unserem Potenzial 
und unserem Interesse ent- 
sprechendem Beitrag leisten 
können. Worte und Taten 
klaffen bei Rot-Grün zu weit 
auseinander. 

Die Atlantische Allianz 
bleibt militärisch und poli- 
tisch unser wichtigster 
Schutz im 21. Jahrhundert. 
Aber die atlantische Partner- 
schaft wird nur erhalten wer- 
den, wenn auch die Europäer 
angemessene Beiträge zur 
gemeinsamen Verantwor- 
tung sowie zur gemeinsa- 
men Sicherheit leisten und 
wenn unsere militärische 
Zusammenarbeit bei kon- 
kreten Einsätzen in der Zu- 
kunft überhaupt noch mög- 
lich ist. Die Lücke in den 
Fähigkeiten wächst zu sehr. 

Wir werden und wir müs- 
sen die Bundeswehrreform 
aneinerrealistischen Bedro- 

hungsanalyse ausrichten. Es 
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ist wahr - da hilft alles Ge- 
schrei nichts-: Die Trennli- 
nien zwischen äußerer und 
innerer Sicherheit verwi- 
schen zusehends. Mit diesen 
Worten haben wir das in un- 
serem Regierungspro- 
gramm beschrieben. Die 
wachsende militärisch- 
technologische Lücke zwi- 
schen den Europäern und 
den Amerikanern ist offen- 
sichtlich geworden. 

Deshalb muss die Bun- 
deswehr wieder voll einsatz- 
und bündnisfähig werden. 
Wir werden dafür die not- 
wendigen Korrekturen vor- 
nehmen, und wir werden 
auch eine glaubwürdige Fi- 
nanzierung sicherstellen. 

Dieser Auftrag heißt: 
Landes- und Bündnisvertei- 
digung, die neuen Aufgaben 
der Prävention, der Krisen- 
reaktion und des Stabilitäts- 
transfers sowie ihr Beitrag 
aufgrund ihrer spezifischen 
Fähigkeit zu zivil-militäri- 

scher Zu- 
sammenar- 
beit im In- 
neren. 

Wenn 
man      die 
Haushalte 
des     Aus- 
wärtigen 
Amts,   des 
Verteidi- 
gungsmi- 
nisteriums 
und       des 

Entwicklungshilfeministe- 
riums des Jahres 1990 zu- 
sammenzählt,   dann   zeigt 
sich, dass der Anteil dieser 
drei Haushalte zusammen 
am Bundeshaushalt bei rund 
20 Prozent lag. In diesem 
Jahr, also 2002, ist dieser 
Anteil auf unter 12 Prozent 
gesunken. So kann das nicht 
weitergehen. In Zeiten der 
Globalisierung hängt unser 
Schicksal - eher mehr als in 
derVergangenheit-vonden 
Entwicklungen    außerhalb 
unseres Landes,  von Ent- 
wicklungen in allen Teilen 
der Welt ab. 

Mit Edmund Stoiber für 
eine gute Zukunft 

Wenn wir unsere Verant- 
wortung für die Zukunft, 
insbesondere für die Zu- 
kunft unserer Kinder, ernst 
nehmen, dann müssen wir 
einen   angemessenen   Bei- 

trag leisten. Die Wahrneh- 
mung seiner Interessen in 
der Welt war immerdie klas- 
sische Aufgabe eines Staa- 
tes. Diese klassische Auf- 
gabe ist in Zeiten der Globa- 
lisierung nicht weniger 
wichtig geworden. 

Wenn wir uns auf unsere 
wirklichen Aufgaben besin- 
nen, dann machen uns auch 
die Erfolge nicht so schnell 
müde. Es handelt sich um 
Erfolge, die wir in den 
glücklichen 50 Jahren seit 
dem Zweiten Weltkrieg, 
übrigens in weiten Teilen 
unter der Führung der 
Union, erzielt haben. Lei- 
stung ist ein Schlüssel für 
eine gute Zukunft. Sicher- 
heit zu gewährleisten, so- 
weit das überhaupt möglich 
ist, bleibt mit die wichtigste 
Aufgabe von Politik. In ei- 
ner Welt, die sich so rasch 
verändert, schafft dies Ori- 
entierung und Vertrauen. 

Ohne Partnerschaft geht 
das nicht. Europäische Eini- 
gung, atlantische Solidarität, 
Verantwortung für den Ab- 
bau von Spannungen, von 
Konflikten und für eine fried- 
liche Entwicklung unserer 
einen Welt, das ist unser 
Weg, der Weg von CDU/ 
CSU mit Edmund Stoiber als 
Bundeskanzler für eine gute 
Zukunft. Dafür werden wir 
beharrlich und entschieden 
arbeiten. Liebe Freunde, es 
ist Zeit für Taten. UD 
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ZUWANDERUNG 

Rot-grüner Versuch 
gescheitert 

Gäbe es das Referendum, 
Gerhard Schröder wäre 
jetzt den Rest an Siegszuver- 
sicht los: DieZuwanderung, 
schon lange nicht mehr Ein- 
wanderung genannt, ist ein 
„Looser"-Thema - in 
Deutschland und in Europa. 
Genau deshalb darf die 
Union frohlocken. Sie setzt 
auf die Volksabstimmung 
am 22. September. Nachdem 
das unter fragwürdigen 
Vorzeichen zustande ge- 
kommene Zunwanderungs- 
gesetz bald in Kraft sein 
wird, kann die Union nicht 
nur in Karlsruhe klagen, 
sondern - viel wichtiger-je- 
nen Überdruss und jene Res- 
sentiments auffangen, die 
das Ausländerthema in wei- 
ten Teilen der Bevölkerung 
auslöst. 

Keine Angst, es wird 
keine Schlammschlacht ge- 
ben. Die Union braucht sie 
nicht. Nicht so sehr, weil al- 
lein die Vorstellung von wei- 
terer Zuwanderung bei vier 

Millionen Arbeitslosen vie- 
len irrwitzig erscheint. Nein, 
vor allem, weil bei keinem 
anderen Thema die Kluft 
zwischen Vorstellung und 
Wirklichkeit so groß ist. 
Denn in der öffentlichen 
Wahrnehmung ist der rot- 
grüne Versuch gescheitert, 
eine Balance zwischen na- 
tionalem Interesse und hu- 
manitärer Verantwortung 
zufinden. Handclsblatt 

Endlich Redefreiheit 

Als Wähler und als Bürger 
dieses Landes muss man 
dem Bundespräsidenten 
dankbar sein. Nicht unbe- 
dingt dafür, dass er das Zu- 
wanderungsgesetz allen Be- 
denklichkeiten zum Trotz 
unterschrieben und eine po- 
litische Entscheidung nach 
Karlsruhe verschoben hat. 
Aber doch für die nun end- 
lich frei gewordene Aus- 
sicht, über eine Sache offen 
und kontrovers reden zu 
können, an die das Macht- 
kartell das Volk nicht heran- 
lassen wollte. Mit ihrem tief 
sitzenden Hang zur politi- 
schen Bevormundung ha- 
ben die dogmatischen Mul- 

tikulturellen allen gescha- 
det. Es verletzt die Interes- 
sen beider Seiten, wenn ein 
Land so tut, als wolle oder 
könne es die Mühseligen 
und Beladenen aus aller 
Herren Länder aufnehmen- 
Die Aufgabe heißt nicht Zu- 
wanderung, sondern Inte- 
gration, und diese Aufgabe 
würde leichter, wenn sich 
auch die Deutschen dazu 
verstehen könnten, ihre ei- 
genen Interessen tatkräftig 
zu verfolgen. Die Welt 

STOLPE 

Erosion der Macht 

Selten ist über einen Rück- 
tritt so gerätselt worden »>'"' 
über den von Manfred 
Stolpe. Warum jetzt? M'lt 

den Interpretationshilfe11 

des  SPD-Generalsekretärs 

Müntefering bekommt de' 
Vorgang eine absurd? 
Dimension. Ausgerechnet 
Manfred Stolpe, der eines 
der Armenhäuser im Osten 
zu verantworten hat, -'"" 
Wahlkampf-Gegenspieler 

von Lothar Späth aufbaut'" 
zu wollen, ist von tragische' 
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Komik. Späth kann auf 
blühende Landschaften in 
Jena verweisen. Stolpe steht 
für die Großpleiten von Car- 
golifter und des Lausitz- 
rings, den er persönlich 
durchsetzen wollte. 

Welche Botschaft soll er 
also jetzt im Wahlkampf ver- 
künden? Das alles ist so we- 
nig überzeugend, dass man 
nur zu einer anderen Ein- 
sicht gelangen kann. Der 
Rücktritt Stolpes war kein 
kluger Schachzug. Er macht 
nur eines deutlich: die Ero- 
sion der Macht bei dieser 
Bundesregierung. Die Welt 

ARBEITSMARKT 

Gezinktes Ass 

Schröder ist Poker-Spieler, 
und sein Bluff hat einen Na- 
nien: Hartz-Kommission. 
Deren Vorschläge zur Reno- 
vierung des Arbeitsmarkts 
ftiÖgen ehrenwert sein; 
Wirklichkeit werden sie nie. 
* Nichts als ein Täu- 
schungsmanöver: Hätte der 
Bundeskanzler den Arbeits- 
Kiarkt entrümpeln wollen, 
hätte er nicht drei Monate voi- 

der Wahl damit beginnen 
müssen, sondern vor drei 
Jahren. Verräterisch ist der 
Zeitplan: Offiziell veröffent- 
licht wird alles Mitte August 
- da reicht die Zeit gerade 
noch für Ankündigungen zur 
Politur des stumpf geworde- 
nen Macher-Bilds. Für Taten 
ist es zu spät. 
m Nichts als ein Ablen- 
kungsmanöver: Das unfer- 
tige Konzept wird gerade 
jetzt ans Publikum lanciert, 
um von der miesen Job-Bi- 
lanz abzulenken und davon, 
dass Schröder den Arbeits- 
markt nicht befreit, sondern 
gefesselt hat (630-Mark- 
Jobs, Kündigungsschutz, 
Betriebsverfassungsgesetz). 

Gleichzeitig ist die Sache 
ein Test vor der Sommer- 
pause: Offiziell ist nichts, 
und fällt der Aufschrei der 
gewerkschaftlichen Beton- 
fraktion zu laut aus, lässt sich 
leicht kassieren, was amtlich 
gar nicht da war. 

Rheinische Post 

Der Tariflohn bleibt 
außen vor 

Nun ist es raus: Auch Peter 
Hartz und seine Reformkom- 

mission bereiten nicht die 
Revolution am deutschen 
Arbeitsmarkt vor. Bundes- 
kanzler und Arbeitsminister 
können wieder beruhigt 
schlafen, denn Hartz will 
sich - wie bei Volkswagen 
übrigens auch - an die Spiel- 
regeln des deutschen Tarif- 
kartells halten. Der Reform- 
willen endet vor den Toren 
der IG Metall-Zentrale in 
Frankfurt. Über Dinge, die 
die mächtigen Metaller ver- 
ärgern, da)'fauch bei Hartz 
nicht nachgedacht werden. 
Ausgerechnet der Tariflohn 
bleibt damit außen vor, wenn 
neue Beschäftigungschan- 
cenfür vier Millionen Men- 
schen ersonnen werden. So- 
lange jedoch die vom Kartell 
marktfern ausgehandelten 
Lohnkosten tabu sind, ist ein 
für die Arbeitslosen ent- 
scheidender Wettbewerbs- 
faktor ausgeschaltet. Darf 
der Preis ihrer Arbeit nicht 
Angebot und Nachfrage 
spiegeln, werden zu viele von 
ihnen weiter am Tropf der 
sozialen Sicherung hängen. 
Daran wird nun also auch 
der reichlich mit Vorschuss- 
lorbeer bedachte „Master- 
plan " des Peter Hartz nie 'hts 
ändern. FAZ 
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Leporello 
„Frau macht Politik" 

Best-Nr.: 2895 
100 Expl.: 15,00 € 
(16,05 €) 

Die Frauen-Union bezieht Stellung 

Politik für Familien 

Wir tun was 

vww.FRAUENUNION.de          CaflhäaflJ 

Leporello 
„Politik für Familien" 

Best-Nr.: 2896 

100 Expl.: 15,00 € 
(16,05 €) 

Leporello 
„Steuerliche Entlastung 
für Familien" 

Best-Nr.: 2897 

100 Expl.: 15,00 € 
(16,05 €) 
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Versprochen - Gebrochen! 

Klappkarte 
„Versprochen - Gebrochen" 
Die 9 Wahlversprechen der SPD 

Best-Nr.: 9864 

100 Expl.: 6,90 € (7,38 €) 

Klappkarte 
„7 Gründe CDU zu wählen" 

Best-Nr.: 9937 

100 Expl.: 6,90€ (7,38€) 

Kurzfassung 
Regierungsprogramm 
2002-2006 

Best-Nr.: 5933 

50 Expl.: 9,00 € (9,63 €) 

Leistung und Sicherheit. 

Regierungsprogramm 2002-2006 

Zeit für Taten. 

CDU  CSU** 

„Leistung und Sicherheit" 
Gemeinsames Regierungsprogramm 
2002-2006 von CDU und CSU 

Best-Nr.: 5880 

10 Expl.: 13,00€ (15,08 €) 
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Aufnahmeantrag 
mit Beitragsstaffel 

Best-Nr.: 6719 

200 Expl.: kostenlos 

Broschüre „Zeit für Taten" 
Willkommen in der CDU 

Best-Nr.: 5932 

100 Expl.: 21,50€ (23,00 €) 

Broschüre „Rote Karte gegen 
Gewalt in den Medien" 

Best-Nr.: 5917 

50 Expl.: 11,50 € (12,30 €) 

Die Preise in den Klammern sind inkl. 7% bzw. 16% MwSt. 
Die Versandkosten werden gemäß den Versandbedingungen berechnet. 
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Postkarte 
„Wenn mein Freund..." 

Best-Nr.: 9926 

100 Expl.: 7,75 € (9,00 €) 

BESTELLANSCHRIFT 

Bertelsmann Distribution GmbH 
- IS-Versandzentrum - 

Postfach 116233759 Versmold 
Telefax 05241-8041892 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsniann.cle 

Zeitung „Abwärts" 
Sonderausgabe 
zur Bundestagswahl 2002 

Best-Nr.: 2921 

100 Expl.: 13,50 € (14,45 €) 

Die Preise in den Klammern sind inkl. 7% bzw. 16%MwSt. 
Die Versandkosten werden gemäß den Versandbedingungen berechnet. 
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Die neue Wandzeitung 

„Wenn mein Freund so viele Versprechen brechen würde 
wie der Kanzler, würde ich ihn rauswerfen." 

Zeit für Taten. CDU 
ii 

Das ist die aktuelle Wandzeitung der CDU-Bundesgeschäftsstelle für 
Ihren Schaukasten oder Infostand. Sie können von allen Kreis-, Stadt- 
und Ortsverbänden als Jahresabonnement beim UBG-Medienzentrum 
bestellt werden. 

Die Preise in den Klammern sind inkl. 7% bzw. 16% MwSt. 
Die Versandkosten werden gemäß den Versandbedingungen berechnet. 


